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#r  üeber  dielYerma^ensstem»  im  Staate  New -York. 


In  dem  Berichfe  des  englisib'hen  Parhimentsausschusses,  welcher  unser 
^^tellung  der  Einkommf fii^ti^uei;  .ID  England  ^)  im  Wesentiichen  zum  Grundd 
liegt,  finden  sich  iwc^  ;^i^nch  ausfü^^  zweier  Bürger  des 

'   St9ates  New--Tork  itr  NWdBmerika  äber  die  dort  bestehende  Vermögens« 
%  Steuer  ^j*    Mit  Zuziehung  der  Naiphi^ichten ,  welrhe  sich  in  dem  American 
Mmamp  (für  1852  u.  1854)^)  in  eincun-  Handbucbe  für  Gemeindebeamte  in 
>JN^  4)  und  in  den  Werken  von  ToequetoMe      Ck§valUr  %  UfftONer') 

Wappaeus^)  über  Amerika  finden,  reichen  sie  hin,  ein  ziemlich  klares  Bild 

1)  In  dem  X.  Bande  dieser  Zeitschrift. 

2)  Ptrsi  Rfpm-t  M  bMtm»  wmi  Frop^rtjf  Tmm  Qft9m  l*#  &$teei  OMmiiUe) 
ihSi*  202^277  gtebi  die  Aussagen  dreist  Zeugen  über  die  Vermi^silsMMsr  ins  StMl« 
New- York  und  im  Staate  Texas  w5rtlieh  wieder.  Die  Fragen  vnd  Antworten .  sind  mit 
laufenden  Nummern  bezeichnet;  Zahlen,  welche  wir  in  Klammo-n  den  Angaben  beifügen, 
j>edeuten  die  Nummer  der  Antwort,  welche  Belegstelle  fUr  die  gegebene  Nachrieht  ist. 

;  i  3)  Die  in  d<^m  American  Aimanac  (für  185*^  u.  54)  enthaltenen  Nachrichten  über  die 
'fifvölkerungs -  und  FinanzverhÄitnisse  sind  aus  amtlichen  Quellen  geschöpft,  welche  in 
Amerika  Jedermann  zugänglich  sind,  indess  hierher  ihren  Weg  noch  nicht  gefunden  haben. 
8ie  sind,  soweit  wir  sie  benutzt  haben,  jedenfalls  zuverlässig»  wenn  auch  ireilichoft  niclit 
so  vollständig,  wie  man  wünschen  möchte. 

4)  The  new  Clerks  Assistant  (für  den  Staat  New  \'ork^  by  John  Jenkins,  eounsellor  at 
law,  Auburn,  D$rby  and  Miller  1850-  Freilich  nur  eine  Compilation  für  den  praktischen 
Gebrauch  Einheimischer,  indess  durcliaus  auf  das  Gesetzbuch  QHevised  Statut$$  of  Nßw^ 
l^orkj  gegründet,  welches  letztere  uns  hier  ebenfalls  nicht  zu  Gebote  stand. 

5)  TocqumiU,  de  la  dämoeratie  en  Amdrique  ist  besonders  l^rreicb  in  dem  Abschnitt 
über  das  Gemeindewesen  in  Amerika. 

6)  Ckevalier,  Lettres  $ur  VAmirifM  du  Nord  giebt  in  einer  Note  zum  ersten  Bande 
kurzen  Ueberblick  über  das  Steuerwesen  der  Vereinigten  Staaten. 

7)  BaUm$r  giebt  in  seinen  Briefen  über  die  Vereinigten  Staaten,  einige  —  freilich 
a^  unvoUstSndige  ~  Nachrichten  über  die  Vermögensstener  in  Boston  (Massachvsetts) 
und  im  Staat  Ohio.^ 

8)  Handbuch  der  Geepaj^e  und  Statistifc  u.  s.  w.  Amerika*»       Dr^  A  JI.  Wappaeus, 
-i^^i-Mi  ti^eiMg,  Lsipaig  ISO^iä.  Die  Ste  Liefening  ^tnSbik  sdur  ansfiibrltdM 
•MhStzenswerthe  Nachrichten  über  den  Staat  New-York. 

ZelUchr.  für  ätaaUw.  1855.  is  Heft*       '  9 
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Ueber  dielVermagensstener  im  Staate  New  *  York. 


In,  dem  Berichte  des  ^«m|iif^eB.Parlam  welcher  unser 

l^^ellung  der  EinkommefTstjeuet^jn  England  ^)  im  Wesentlichen  zum  Grundft 
liegt,  finden  sich  auch  ziemlich  ausführliche  Angaben  zweier  Bürger  des 
Sl^ates  Kew-York  in  Nordamerika  über  die  dort  bestehende  Vermögens- 
steuer %  Mit  Zusnehbng  der  Nachrichten  ^  welche  sich  in  dem  Ameriean 
Almanae  (fiir  1852  u.  1854)  ^)  in  einem  Handbuche  für  Gemeindebeamte  in 
New-^Qrk  und  in  den  Werken. von  TocqwviUe  Chevalier  Räumer'^) 
W^flMi^¥^^)  über  Amerika  finden ,  reichen  sie  hin,  ein  siemltcb  klares  Bild 
über  diese  Steuerform  zu  gewinnen. 


1)  In  dem  X.  Bande  dieser  Zeitschnft. 

2)  First  Report  on  the  Jncomei  and  Property  Tax  Qfrom  ihe  Sehet  Committee) 
/ssi?«  p.  202— *277  gicbt  die  Aussagen  dreier  Zeugen  über  die  Vermögenssteuer  im  Staate 
New-York  und  im  Staate  Texas  wörtUcli  wieder.  Die  Fragen  und  Antworten  sind  mit 
laufenden  IVummern  bezeichnet;  Zahlen,  \^ eiche  wir  in  Klammern  den  Angaben  beifügen» 
jiadeuien  die  ISummer  der  Antwort,  welche  Belegstelle  fUr  die  gegebene  ISachricht  Ist. 

t  i  3i  Die  in  d«m  Ameriean  Almanae  (für  1852  u.  54)  enlhalienen  Nachrichten  über  die 
'^ivolkerungs -  und  FinansvsrbSltnisse  cind  aus  amtlichen  Quallen  geschöpft,  welche  in 

Amerika  Jid^dLann  sugl||^icbsind»  indess  hierher  ihren  Weg  noch  nicht  gefunden  haben. 

$ie  sind ,  soweit  wir  sie  EenuUt  hab«n~,  jedenfalls  suverlSsrig,  wenn  avcb  freilich  oft  Bichl 
^sp  volUtündig  >  wie  man  wünschen  möchte. 

4)  i%s"m0m  OlH^$  A$iÜimni  (für  den  Slait  New- York)  bpMnJgmkimB,  e^utuelior  ä$ 
imw.  Ambum,  D0rb^  mnd  Miii^r  1850-  Freilich  nur  eine  Compilation  für  den  praktiseben 
Gebrauch  Einheimischer»  indess  durchaus  suf  das  Gesetsbuch  C^m9$ä  8iaiMi0$  cf  Jtfaw* 
YorkJ  gegründet,  welches  letztere  uns  hier,  ebenfalls  nicht  zu  Gebote  stand. 

5)  TocfumlU,  d0  im  ÜmoermtU  $m  AMiriqu9  ist  besonders  lehrreich  in  dem  Abschnitt 
über  das  Gemeindewesen  in  Amerika. 

6)  Ch(>vaiier,  Lettres  sur  VAmeriqu€  du  Nord  giebt  in  einer  Note  znm  ersten  Bande 
ein»«  kurzen  üeberblick  über  das  Steuerwesen  der  Vereinigten  Staaten. 

7)  Raumer  giebt  in  seinen  Briefen  über  die  Vereinigten  Staaten,  einige  —  freilich 
sehr  unvollständige  —  Nachrichten  über  die  Vermögenssteuer  in  Boston  (Massachusetts) 
,und  im  Staat  Ohio. 

8)  Handbuch  der  Geographie  und  Statistik  u.  s.  w.  Araerika's  von  Dr.  J.  E.  Wappaeus, 
1— 5te  Lieferung,  Leipzig  1849-53.    Die  5te  Lieferung  enthält  sehr  ausführliche  und 

^cbätzenswerthe  Naduricbten  über  den  ätaat  New-York. 

Zeitadir*  für  Staetsw.  18S5.  Is  Hefl«  9 


130  Ueber  die  VermögeoMtener 

Bei  der  greifen  Wichtigkeit,  welche  die  Einkommensteuer  ffttr  den 
practischen  Staatsmann  seit  Kurzem  wieder  erlangt  und  in  der  Finanzwissen- 
schart stets  behauptet  hat,  erschien  uns  eine  Darstellung  der  in  Amerika 
sehr  aligemein  cur  Anwendung  kommenden  Vermögenssteuer  von  be- 
sonderem Interesse.  Sie  ist  hervorgegangen  aus  der  Katur  der  dortigen 
YerhSltnisse ,  und  bewährt  sich  für  dieselben  in  hohem  Grade  als  angemessen. 
Von  den  directen  Steuerformen,  welche  sich  bei  uns  practidch  entwickelt 
haben,  —  insbesondere  von  der  preussischen  Grund-,  Klassen-,  Einkonimen- 
und  Gewerbesteuer  —  weicht  sie  bedeutend  ab.  Sie  entspricht  eben  so  wenig 
dem  theoretischen  Grundsatze,  der  so  häufig  noch  als  der  ansschliesslich 
maassgebende  im  Bereich  des  Stenerwesens  hingestellt  wird ,  dass  die  Ab- 
gaben nach  dem  reinen  Einkommen  vertheilt  und  erhohen  werden 
sollten. 

Nachdem  ww  in  England  so  eben  das  wunderliche  Schauspiel  erlebt 
haben,  dass  dieser  Grundsatz  von  dem  Leiter  der  Finanzverwallung  zwar 
als  der  richtige  anerkannt,  jedoch  gleichzeitig  wegen  der  Schwierigkeiten 
bei  seiner  Ausführung  die  baldmöglichste  Aufhebung  der  bestehenden 
Einkommensteuer  beantragt,  und  wiederum  kaum  ein  Jahr  nach  dem  ent- 
sprechenden Beschlüsse  des  Parlaments  aus  andern  practischen  Gründen  — 
nämlich  wegen  der  Bedürfnisse  der  Staatskasse  —  cnr  Verdoppelung 
der  Einkommensteuer  geschritten  wurde,  scheint  es  uns  fast  an  der  Zeit, 
dass  die  bei  dieser  Gelegenheit  ziemlich  auffallend  hervorgetretenen  Wider- 
sprüche zwischen  der  Theorie  und  Praxis  im  Fimiaswesen  8ur|eklftrt  und 
gehoben  werden. 

Wir  glauben  dazu  durch  die  Darstellung  und  Betrachtung  von  Steuer- 
formen ,  welche  —  aus  dem  Leben  hervorgegangen  —  zugleich  den  Bedürf- 
nissen desselben  entsprechen ,  am  sidiersten  beitragen  m  können  und  sngl^h 
eine  Grundlage  zu  Vorschlägen  flBr  die  Verbesserung  der  Steuerverfassung 
unseres  engeren  Vaterlandes  zu  gewinnen.  Wir  haben  dabei  endlich  Ge- 
legenheit, einen  Blick  auf  die  Gestaltung  der  Gemeindeverhältnisse  und  die 
Gmadlagen  der  CommanaU Selbstständigkeit  in  Amerika  zn  werfen;  ein 
Gegenstand,  der  für  uns  Deutsche  von  der  grössten  Wichtigkeit  ist,  und, 
wie  wir  glauben ,  mit  der  Umgestaltung  des  directen  Steuersysteai»  in  nabw 
fiesiebung  steht. 


Um  die  Bedeutung  der  Vermögenssteuer  in  den  Vereinigten  Staaten 
richtig  zn  würdigen  und  die  Einrichtungen  zu  ihrer  Erhebung  leichter  zu 
begreifen,  wird  es  zweckmässig  sein,  mit  wenigen  Worten  an  die  Haupt- 
gnmdlagen  der  Staatseinrichtnngen  daselbst  zu  erinnern. 

Das  öffentliche  Leben  der  Vereinigten  Staaten  bewegt  sich  in  vier  scharf 
von  einander  geschiedenen  Kreisen,  deren  jeder  seine  eigenthümliche  Be- 
deutung und  »einen  eigenen  Mittelpunkt  hat  Es  folgen  ejoander  Iii  ab- 


im  St9M%  New-Tmk.  jßj 

steigender  Reiche:  der  Bund  (t7/iioM);  der  Staat  Slale)\  die  Grafschaft 
{Comty)  und  die  Gemeinde  (Township). 

ledar  dieser  politUchea  Verbände  bedarf  xiir  £rföUiin^  seiner  eigen* 
tbfimlichen  öffentlichen  Pflicbten  anch  besonderer  Mittel  und  entsprechender 
Hülfsqueilen. 

Der  Bandesreglerung  welche  sich  gegenwärtig  über  ein  Gebiet 
von  c.  135,000  Q.M.  und  eine  Einwohnerzahl  (nach  der  Zihlung  von  1850) 

von  23,263,000  Menschen  erslreckt,  —  liegt  die  Bestreitung  der  Kosten  der 
Centralverwallung,  der  Vertretung  gegen  das  Ausland,  des  Kriegswesens 
und  des  Schnidwesens  ob  ^  wosn  sie  gegenwfirtisf  ~  al>gesehen  von  awser^ 
ordentlichen  Ausgaben  —  die  Summe  von  40  —  45  iMillionen  Dollnrs  bedarf 
Die  diizu  nöthigen  iMiltel  bringt  sie  durch  Verkauf  von  Slaatslandereien 
und  durch  die  Besteuerung  der  eingehenden  Waaren  auf.  Die  erste  Ein* 
iMhniequelle  ist  in  den  letalen  Jahren  wieder  etwas  gestiegen  (auf  272  bis 


I)  Der  StaatshaushjiU  der  Vereinigten  Staaten  zeigt  grössere  Unregelmässigkeiten  in 
den  verschiedenen  Jahren,  als  >vir  dieselben  in  unsern  Budgets  zu  finden  gevvoiint  sind. 
Man  unterscheidet  dort  die  aussei  ordentlichen  Ausgaben  nicht  wie  bei  uns,  von  den 
regelmässig  wiederkehrenden.  Auch  sind  dort  vielleickl  noch  liaufiger  wie  bei  uns  \  er- 
anlassungen  zu  ausserordenlliclien  Verwendungen.  Amerika  hat  in  den  letzten  Jahrzelinlen 
nicht  nur  mehrfach  Kriegsaiisgaben  geliabt,  sondern  tür  Landererwerbungen  bedeutende 
Summen  gezahlt,  Schulden  in  grösserem  Umfange  getilgt,  Uebersrhüsse  der  Staatskasse 
vertheilt,  liaulen  ausgeführt  —  wie  Erweiterung  itnd  Veibesserüng  der  Festungen,  Halen, 
CommunicatiojisiiiiUel,  Leucbtlkürme»  ZoUhiiiser  js  aadidemjdie  Mittel  daui  varbaa* 
den  waren. 

Vor  dem  Jahre  1811  beschränkten  sich  die  Ausgaben  der  Union  auf  3—7  Millionen. 
In  den  Friedensjabren  1817—3*2  schwankten  sie  zwischen  lü— 16  Millionen,  in  dem  Zeit* 
räum  von  1833--46  betrugen  sie  durchschnittlich  c.  23  Millionen;  digegen  im  DurchechBilt 
der  7  Jahre  1847—53  gegen  50  Millioaea  ~  theila  wegen  dar  Iü-Iege  mit  Mexiko  uad  der 
für  Abtretung  von  Catiforaien  «n  dasselbe  gezahltea  Tiummeii ,  tiietls  aocb  wegen  der 
Steigerung  aller  Ausgaben,  wozu  die  Ausdehnung  des  Territoriums  so  wie  die  Erhohuag 
der  Einaahmea  eben  sowohl  die  Veraalassung  als  dio  Millal  gaben. 

Von  den  ragdmittigea  Ausgaben  bUdea  die  Hauptposta«  aach  den  Srfordaraiisaa  dar 


Jahre  185(M{3 : 

1)  Die  Civilliste,  d.  h.  die  Besoldung  der  öffentlichen  Beamten  und 
die  Kosten  der  Gesetzgebung  und  Verwaltung  mit  Ausnahme  der  Vertretung 

gegen  das  Ausland   .   .   c.  3Va  Mill. 

2)  Kosten  der  Vertretung  gegen  das  Ausland,  d.  h.  Unterhaltung  der 
Gesandtschaften,  Konsulate  u.  s.  w  c.  1/e  Mill. 

3)  Vermischte  Ausgaben ;  dahin  gehören  die  Kosten  der  Zollerhebung 
und  Kustenbewachung,  Riickzölle,  Unterhaltung  der  Leuchlthürme, 
Unterstützung  milder  und  Unterrichtsanstalten ,  Aufnahme  des  Census  u.  s.  w.       8—9  MilL 

4)  Pensionsfonds  und  Indianisclies  Departement,  d.  h.  Zahlung  von 

Renten  an  Indianer  für  überlassenes  Land   5  MilL 

5)  Kosten  des  Kriegswesens.  —  Armae,  Festungen,  Flotte  20-^  MilL 

6)  Verzinsung   der  Schuld,    welche  sich  gegeawirtig  auf  eiaiga 

60  Mill.  belauft,  grSsstaatbaib  vacsiasUch  SU  6  <Ve  •  •   •   •   3-4  Mill. 


40-45  MiH. 

Vgl.  Wmppan^  a.a.O.  S.  «06  ff.  ua4  daa  ämnhmm  ähmam»  für  486».  f.  t8S-*t86; 
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Bei  der  groisen  Widitigkeit,  welche  die  Einkommensteuer  für  den 

praclischen  Staatsmann  seit  Kurzem  wieder  erlangt  und  in  der  Finanzwissen- 
schart  stets  behauptet  hat,  erschien  uns  eine  OarAtelluog  der  in  Amerik« 
sehr  allgemein  zur  Anwendoi^f  kommenden  Vermögenssteuer  von  be« 
sonderem  Interesse.  Sie  ist  hervorgegangen  aus  der  Katur  der  dortigen 
Verhältnisse,  und  bewährt  sich  für  dieselben  in  hohem  Grade  als  angemessen. 
Von  den  directen  Steuerformen,  welche  eich  bei  uns  practiscb  entwickelt 
haben,  —  insbesondere  von  der  prenssischen  Grand-,  Klassen-,  Einkommen- 
und  Gewerbesteuer  —  weicht  sie  bedeutend  ab.  Sie  entspricht  eben  so  wenig 
dem  theoretischen  Grundsatze,  der  so  häufig  noch  als  der  auaschliesslich 
maassgebende  im  Bereich  des  Stenerwesena  hingestellt  wird,  dass  die  Ab- 
gaben nach  dem  reinen  Einkommen  vertheilt  und  erhoben  werden 
sollten. 

Piachdem  wir  in  England  so  eben  das  wunderliche  Schauspiel  erlebt 
haben,  dass  dieser  Grundsatz  von  dem  Leiter  der  Finanzverwaltung  zwar 
als  der  richtige  anerkannt,  jedoch  gleichzeitig  wegen  der  Schwierigkeiten 
bei  seiner  Ausführung  die  baldmöglichste  Aufhebung  der  bestehenden 
Einkommensteuer  beantragt ,  und  wiederum  kaum  ein  Jahr  nach  dem  ent- 
sprechenden Beschlüsse  des  Parlaments  aus  andern  practischen  Gründen  — 
nämlich  wegen  der  Bedürfnisse  der  Staatskasse  —  snr  Verdoppelung 
der  Einkommensteuer  geschritten  wnrde,  scheint  es  uns  fast  an  der  Zeit, 
dass  die  bei  dieser  Gelegenheit  ziemlich  auffallend  hervorgetretenen  Wider- 
sprüche zwischen  der  Theorie  und  Praxis  im  Finanzwesen  auf^ekltürt  und 
gehoben  werdim. 

Wir  glauben  dazu  durch  die  Darstellung  und  Betrachtung  von  Steuer- 
formen ,  welche  —  aus  dem  Leben  hervorgegangen  —  zugleich  den  Bedürf» 
niesen  desselben  entsprechen,  am  sichersten  beitragen  sa  können  und  zugleich 
eine  Grundlage  zu  YorschlSgen  fSr  die  Verbesserung  der  Steuerverfassung 
unseres  engeren  Vaterlandes  zu  gewinnen.  Wir  haben  dabei  endlich  Ge- 
legenheit, einen  Blick  auf  die  Gestaltung  der  Gemeindeverbältnisse  und  die 
Grundlagen  der  CommnnaN Selbststindigkeit  in  Amerika  zu  werfen;  ein 
Gegenstand,  der  für  uns  Deutsche  von  der  grössten  Wichtigkeit  ist,  und, 
wie  wir  glauben,  mit  der  Umgestaltung  des  directen  Stenersysteins  in  naher 
Bemehung  steht. 


Um  die  Bedeutung  der  Vermögenssteuer  in  den  Vereinigten  Sliaaten 
richtig  zu  würdigen  und  die  Einrichtungen  zu  ihrer  Erhebung  leichter  zu 
begreifen,  wird  es  zweckmässig  sein,  mit  wenigen  Worten  an  die  Haupt- 
grundlagen  der  Staatseinrichtungen  daselbst  zu  erinnern. 

Das  öffentliche  Leben  der  Vereinigten  Staaten  bewegt  sich  in  vier  scharf 
von  einander  geschiedenen  Kraisen,  deren  jeder  seine  eigenthumliche  Be-> 
deutung  und  adnen  eigenen  Mittelpunkt  hat*  Es  folgen  einander  fti  •]>- 


im  Steäte  Kew-York«  |3i 

steigender  Reiclie:  der  Bund  ({7nton);  der  Staat  Slale);  die  Grafschaf  t 
{Counly)  und  die  Gemeinde  [Totcuship). 

Jeder  dieser  politischen  Verbünde  bedarf  zur  Erfüllung  seiner  eigen- 
thfimlichen  öffentlichen  Pflichten  auch  besonderer  Mittel  und  entsprechender 
Hälfsquellen. 

Der  Bundesregierung  welche  sich  gegenwärtig  über  ein  Gebiet 
von  c.  135,000  Q.M.  und  eine  IKnwohnerztthl  (nach  der  Zählung  von  1850) 

von  23,263,000  Menschen  erstreckt,  —  liegt  die  Bestreitung  der  Kosten  der 
Centralverwaltung,  der  Vertretung  gegen  das  Ausland,  des  Kriegswesens 
und  des  Schnldwesens  ob ,  wocn  sie  gegenwfrti^'  abgesehen  von  ausser* 
ordentlichen  Ausgaben  —  die  Summe  von  40  —  45  3IilIionen  Dollurs  bedarf 
Die  dazu  nöthigen  Mittel  bringt  sie  durch  Verkauf  von  Staatsländereien 
und  durch  die  Besteuerung  der  eingebenden  Waaren  auf.  Die  erste  Ein- 
nahmequelle ist  in  den  leisten  Jahren  wieder  etvras  gestiegen  (auf  27^  bis 


1)  Der  :Staatsbaushrilt  der  Vereinigten  Staaten  zeigt  grössere  Unregelmässigkeiten  in 
den  verschiedenen  Jahren,  als  wir  dieselben  in  unsern  Budgets  zu  finden  gewohnt  sind. 
Man  unterscheidet  dort  die  ausserordentlichen  Ausgaben  nirlit  wie  bei  uns,  von  den 
regelmassig  wiederkehrenden.  Auch  sind  dort  vielleicfat  noch  häufiger  wie  bei  uns  \'er- 
anlassungen  zu  ausserordenlÜclien  Verwendungen,  Amerika  hat  in  den  letzten  .lahrzelmlen 
nicht  nur  mehrfach  Kriegsausgaben  gehabt,  sondern  liir  Ländererwerbungen  bedeutende 
Summen  gezalilt,  Schulden  in  grosserem  Umfange  getilgt,  Ueberschüsse  der  Staatskasse 
vertheilt,  ßaulen  ausgeführt  —  wie  Erweiterung  und  Verbesserung  der  Festungen,  Hä'en, 

CommunicationsmUlel»  Leucbtlbiirrae,  ZelUuiiiser  —  je  Asciidem  die  Mittel  d4uu  voriuui* 

den  waren. 

Vor  dem  Jahre  181  i  beschränkten  sich  die  Ausgaben  der  Union  auf  3—7  Millionen. 
In  den  Friedensjahren  1817—32  schwankten  sie  zwischen  lü— 16  iM illionen ,  in  dem  Zeit- 
raum von  1833—46  betrugen  sie durchsehniUlich  c.  23  Millionen;  dagegen  im  Oarcbschaitt 
der  7  Jahre  1847-^  geg<>n  50  Mittioaea  —  Iboils  wegen  der  Kriege  mit  Mexiko  und  der 
für  Abtretung  von  CnUrornien  «n  deaelbe  gexehlten  ISummen ,  tbeils  auch  wegen  der 
Steigerung  all^r  Ausgeben,  wozu  die  Ausdehnung  des  Territoriums  so  wie  die  ErbSbung 
der  Einnehmen  eben  sowohl  die  Veranlassuttg  als  die  Mittel  gaben. 

Von  den  regelmässigen  Ausgaben  bilden  die  Hauptpostetf  nach  den  Erfordemissea  der 


Jahre  1850^: 

1)  Die  Civilliste,  d.  h.  die  Besoldung  der  öffentlichen  Beamten  und 
die  Kosten  der  Gesetzgebung  und  Verwaltung  mit  Ausnahme  der  Vertretung 

gegen  das  Ausland   .    .    c.  Mill. 

2)  Kosten  der  Vertretung  gegen  das  Ausland «  d.  b*  Unterhaltung  der 
Gesandlsrhaften,  Konsulate  u.  s.  w  1^  Mül, 

3)  Vermischte  Ausgaben;  dahin  gehören  die  Kosten  der  Zollerhebung 
und  Küstenbewachung,  RiickzöUe.  Unterhaltung  der  Leuchlthftrme, 
Unterstützung  milder  und  Unterrichtsanstalten,  Aufnahme  des  Census  u.  s«  w.       8—9  MilL 

4)  Pensionsfonds  und  Indianisches  Departement,  d.  h.  Zahlung  Toa 

Renten  an  Indianer  für  überlassenes  Land   .  5  MilL 

5)  Kosten  des  Kriegswesens.  —  Armee,  Pestottgen,  Flotte  MIH. 

6)  Verzinsung  der  Schuld,  welche  sich  fj^geawSrUg  auf  eiaige 

60  MiU.  beläiifi,  gribslealbeiis  TerslasliGh  .   S-4  MiU> 

40-45  MilL 


VgL  ir«flKeeM  a.  a.  O.  S.  806  ff.  ttad  dea  Ammicmm  älmmmc  für  1852.  p.  183—188; 
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lieber  die  Yermögedssteuer 


3V2  Will),  bleibt  iitdess  gegen  di«  ZoUbetrilge,  welche  die  Union  »ich 

schliesslich  vorbehalten  hat ,  doch  immer  nnerheblich.  Die  letstem  beliefmi 
•ich  im  Durchschnitt  der  Jahre  1844  —  49  auf  27  Millionen,  dagegen  in  den 
Jahren  1850-^52  auf  45  HiUtonen,  Uli  Jahre  1853  togar  auf  dSMiUtonen 

Dollars. 

Die  Staaten  —  die  eigentlichen  Inhaber  der  Souveränität  nnd  Träger 
der  öffentlichen  Gewalt  ~  haben  im  Yerbältniss  zu  ihrer  politischen 
Bedeutung  nach  nnsem  BegrüTen  kein  nrnfangreiehea  Budget.  Die«  hat  seinen 
vornehmsten  Grund  darin,  dass  sie  die  Wahrnehmung  öffentlicher  Pflichten 
ao  viel  als  möglich  den  unteren  poiiUschen  Verbanden,  den  Grafschaften 
und  Gemeinden  fiberlassen. 

Der  Staat  übernimmt  regelmässig  nur  die  Kosten  des  gesetagrfienden 
Körpers,  die  Besoldung  der  wenigen  Staatsbeamten,  die  Unterhaltung  der 
Centralgerichtshöfe  so  wb  der  dasn  nöthigen  Gefängnisse,  endlich  einiger 
milden  Anstalten,  a.  B.  för  Irre,  Tanbstamme,  Blinde  «.  s.  w.  Diese  Kosten 
belaufen  sich  in  allen  31  Staaten  zusammengenommen  nur  auf  5  —  6  Hill. 
Dollars  und  erreichen  oder  übersteigen  nur  in  den  grösseren  und  entwickel- 
teren wie  Massachnsetls ,  New-Yoik,  Vifginien,  Lonisiana,  Californien  seilen 
die  Summe  von  einer  halben  Million 

Ausserdem  leistet  er  Zuschüsse  zur  Unterhaltung  der  Schulen ;  wom  in  fast 
allen  Staaten  durch  Ueberweisang  von  Ländereien  oder  bestimmter  Einnahmen 
ein  besonderer  Schul  fonds  gebildet  ist.  Das  Vermögen  des  Schnlfonds  beUinft 
sich  in  allen  Staaten  zusammengenommen  gegenwärtig  auf  rund  25  Mill.  Dollars, 
wovon  die  Zinsen  über  1  Mill.  ausmachen.  In  dem  letzten  Decenniura  haben 
Tiele  Staaten  öffentlidie  Bauten  —  wie  Canäle  und  Eisenbahnen  —  unter- 
nommen, und  zu  ihrer  Ausführung  Darlehen  aufgenommen.  Die  Verainsung 
derselben  fällt  natürlich  der  Staatskasse  anheira  und  erfordert  gegenwärtig 
eine  grössere  Smnme,  als  die  Verwaltung  des  Staates  —  nämlich  rund 
8V2  MilU  Dollars  jährlich  «).  Im  Gänsen  wird  also  dtufdi  die  Hände  der 


1)  Die  regelmässigen  Ausgaben  des  Staates  New-York  lassen  sich  etwa  dahin  angeben: 
Kosten  der  Executive,  der  Geselzgebtiag  und  ätaatibuciidruckerei  .   .   .    270,00U  Doli. 

Gerichts-  und  Gefängnisskosten  200,000  m 

Aasserordentliche  Untersiülznagan  für  äcbulen,  Bibliotheken,  gemeinnützife 

GeselUcbaflen  u.  dgl   30,000 

Unterhaltung  milder  AosUlUn  (fiir  Taubttiuaae»  Blinde,  Irre,  Kranke)  120,000 

Verniidtt«  Aatgaken   ♦    130.000  „ 

Summa  750,000  Doli. 

Zar  Unterhaltung  der  Schulen  dient  auMardem  «in  S<shuironds  von  6,601^000  Doli. 
Die  HaashalUkosten  (abgesehen  von  Schulden  und  Schulwesen)  aUer  Cbrigen  Staaten  sind 
geringer  ab  die  des  Staates  Piew  York.  VgL  Amtriemm  Almamme  für  im.  J>.  19».  258} 
fir  52.  p.  211  und  254. 

2)  Die  ordentliche  Schuld  der  Staaten  zusamimengenommen  beläuft  sich  gegenwärtig 
(1853)  auf  einige  180  Mili.  D.,  wofür  8,400,000  D.  Zinsen  zu  bezahlen  sind.  Die  grössls 
Schuldenlast  hat  Pennsylvanien  mit  40  Mill.  Dann  folgt  New-York  mit  22'/2  Mill.,  Ohio 
mit  18  Mill  u.  s.  w.   Dazu  kommen  noch  ausserordentliche  Schulden  im  Belauf  von 
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Centralbehdrden  in  den  Staaten  die  Sunwie  too  14—15  Mill.  Dollam, 
d.  i.  etwa  ein  Drittel  bis  zur  Hälfte  dessen,  was  die  Bundesregierung 

regelmässig  vcrausgubt,  verwendet. 

Vergleichen  wir  die  Budgets  der  Staaten  nicht  mit  denen  der  souveränen 
Reiche  in  Europa,  sondern  Tielmehr  mit  denen  der  Provinaen  «nea 
Staiites  —  wie  etwa  Preussens  —  im  Gegensatz  gegen  den  Centralslaat ,  so 
eracheitten  dieselben  nicht  mehr  geringfügige  sondern  im  hohen  Grade  be- 
deutend. In  Preossen  erheben  und  verwenden  die  Provinzialverbände  nur 
ganz  unbedeutende  Summen.  Hier  tritt  die  Verschiedenheit  unserer  Verhält- 
nisse Ton  den  amerikanischen  vielleicht  am  auffallendsten  hervor. 

Zur  Bestreitung  seiner  Bedürfnisse  stehen  dera  Staate  alle  Hülfsquellen 
der  Finanzverwaltung  offen,  ausgenommen  die  Eingangszölle,  welche,  wie 
bemerkt,  der  Union  ausschliesslich  vorbehalten  sind.  Die  meisten  Staaten 
beziehen  beträchtliche  Einnahmen  ans  ihrem  eigenthüinlichen  Vermögen, 
welche  grossentheils —  wenn  auch  nicht  fiberall  — >  hinreichen,  um  dio 
Zinsen  der  Schulden  zu  decken  und  bisweilen  noch  einen  Uebmschuss  ab- 
werfen 

Von  Abgaben  kommen  Tmrtfiglieh  solche  in  Anwaidung,  welche  wir 
mit  dem  Namen  der  Geböhren  bezeichnen,  und  die  gegen  Erlanbniss 
gewisser  Handlungen  erhoben  werden.  Besonders  häufig  ist  die  Erhebung 
von  Aucttonsgebübren ,  welche  ziemlich  einträglich  sind ,  da  die  öffenliicbe 
Versteigerung  von  Gfitern  in  Amerika  sehr  Oblteh  ist.  Demnächst  konmIeB 
Gebühren  für  den  Verkauf  geistiger  Getränke,  für  die  Benutzung  der 
dffeatlichen  Salzwerke  (in  Kew-York),  auch  wohl  Stempelabgaben  (in  Penn- 
sylvanien) u.  dgl.  vor.  Innere  Verbrauchsabgaben ,  z.  B.  von  der  Bereitung 
oder  dem  Genuss  von  Gelränken,  des  Zuckers;  von  Taback  n.  dgl.  oder  gar 
von  unentbehrlichen  Lebensmitteln,  wie  Fleisch  und  Mehl,  kommen  nicht 
vor.  Reichen  die  Einnahmen  aus  dem  Staatsvermögen  und  den  Gebühren 
nicht  hin,  so  wird  das  Fehlende  dnr«h  directe  Besteuerung  des  Bigea^ 
tbumes  aufgebracht. 

Doch  bedient  sich  der  Staat  dieser  Einnahmequellen  stets  nur  zur  A  u  s- 
hal  fe;  seilen  wird  durch  dieselbe  mehr  als  Vs  der  Gesammteinnahme  beschafft 
Die  vorzüglichste  Ausbeutung  dieser  Hülfsquelle  bleibt  den  Grafschaften  und 
Gemeinden  überlassen,  denen  auch,  wie  wir  sehen  werden ,  die  Veranlagung 
und  Erhebung  dieser  Steuer  anheimfällt. 

Den  Grafschaften  und  Gemeinden  liegt  die  Unlerhallung  aller 


einigen  30  Mill. ,  so  dass  die  Cesammtmasse  tSrnrnUicher  Schulden  der  Staates  «idi  auf 

216  Mill.  Dol!.,  d.  i.  über  das  Sfacbe  der  Unionsschnld  belSufl. 

1)  Das  Gesammlvermögen  der  Staaten  ,  bestehend  in  Landereien,  Canälen,  Eisenbahnen 
u.  dgl.  wird  auf  r.  170,000,000  Doli,  angegeben,  während  die  Sduildenmasse  sich,  wie 
bereits  bemerkt,  auf  '^16,000,000  beläuft.  Die  Schätzung  des  Vermögens  ist  ohne  Zweifel 
oft  ziemlich  willkührlich.  Dasselbe  trägt  bis  zum  Belaufe  von  30  Mill.  gegenwärtig  noch 
keine  Zinsen  und  auch  das  übrige  wird  sphwerlich  überall  die  landesüblichen  Zinsen  von 
6  %  abwerfea. 


Uc^er  die  Yertnögeassteuer 

31/2  Mill  ),  bleibt  iiidess  fegen  die  Zollbetrige,  welche  die  ünien  «ch  aus- 
schliesslich vorbehalten  hat,  doch  immer  nnerbeblich.  Die  letatern  beliefen 
sieh  im  Durchschnitt  der  Jahre  1844  —  49  auf  27  Millionen,  dagegen  in  den 
Jahren  1850  —  52  auf  45  MiUioiieii,  iin  Jahre  1853  sogar  auf  59  AiUUonen 
Dollars. 

Die  Staaten  —  die  eigentlichen  Inhaber  der  Souveränität  und  Träger 
der  öffentlichen  Gewalt  —  haben  im  Verhältniss  zu  ihrer  politischen 
Bedeutung  nach  nnsem  Begriffen  kein  umfangreiehes  Budget.  Dies  hat  seinen 
vornehmsten  Grund  darin,  dass  sie  die  Wahrnehmung  öffentlicher  Pflichten 
so  viel  als  möglich  den  unteren  politischen  Verbänden,  den  Grafschaften 
und  Gemeinden  fiberlassen. 

Der  Staat  übernimmt  regelmässig  nur  die  Kosten  des  gesetzgebenden 
Körpers,  die  Besoldung  der  wenigen  Staatsbeamten,  die  Unterhaltung  der 
Centralgerichtsköfe  so  wie  der  dasn  nöthigen  Gefängnisse,  endlich  einiger 
milden  Anstalten,  z.  B.  für  Irre,  Taubstumme,  Bünde  u.  s.  w.  Diese  Kosten 
belaufen  sich  in  allen  31  Staaten  zusammengenommen  nur  auf  5  —  6  Mill. 
Dollars  und  erreichen  oder  übersteigen  nur  in  den  grösseren  und  entwickel- 
teren wie  Massachusetts ,  New-York,  Virginien,  LonisiaBa,  Califomien  selten 
die  Summe  von  einer  halben  Million 

Ausserdem  leistet  er  Zuschüsse  zur  Unterhaltung  der  Schulen ;  wozu  in  fast 
allen  Staaten  durch  Ueherweisung  von  Liodereien  oder  bestimmter  Einnahmen 
ein  besonderer  Schul  fonds  gebildet  ist.  Das  Vermögen  des  Schulfonds  belinft 
sich  in  allen  Staaten  zusammengenommen  gegenwärtig  auf  rund  25  Mill.  Dollars, 
wovon  die  Zinsen  fiber  1  Mill.  ausmachen.  In  dem  letzten  Decennium  haben 
viele  Staaten  öffentliche  Bauten  —  wie  Canäle  und  Eisenbahnen  —  unter- 
nommen, und  zu  ihrer  Ausführung  Darlehen  aufgenommen.  Die  Verzinsung 
derselben  fällt  natürlich  der  Staatskasse  anbeim  und  erfordert  gegenwärtig 
eine  grössere  Summe,  als  die  Verwaltung  des  Staates  —  nämlich  rund 
8V2  Mill.  Dollars  jährlich  2).   Im  Ganzen  wird  also  durch  die  Hände  der 


fft 


1)  Die  regelmässigen  Ausgaben  des  Staates  New-York  lassen  sich  etwa  dahin  angeben: 
Ka^a  der  Executive,  der  Geaatogebuog  VRd  Staatabttcbdructoci  .   .   •    270,000  Doli 

G^ichU-  und  Gefängnisskosteii  •   200.000 

iUitserordeiiÜicheUiiteraiaUitiigeBittrScbttleii,  BibUotbelcen,  geneiAsttUige 

GeseUtcbaften  a.  dgl   30,000 

Uattrhattung  milder  AsstiateR  (für  Taubftumine»  Blinde,  Irre,  Kranke)      120,000  „ 

Vermiicbte  Ausgaken   -    ^30,000  „ 

Sumna  750^000  Doli* 

Zur  Unterhaltung  der  Schulen  dient  ausserdem  ein  Schuironds  von  6,60(MXX)  Ikih 
Die  Hausbaltskosten  (abgesehen  von  Schulden  und  Schulwesen)  aller  übrigen  Staaten  sind 
geringer  als  die  des  Staates  INiew  York.   Vgl.  itmarscaii  Almanac  ffir  1854.  j».  199*  253; 

lür  52.  p.  211  und  254. 

2)  Die  ordentliche  Schuld  der  Staaten  zusammengenommen  beläuft  sich  gegenwärtig 
(1853)  auf  einige  180  Mill.  D.,  wofür  8,400,000  D.  Zinsen  zu  bezahlen  sind.  Die  giösste 
Schuldenlast  hat  Pennsylvanien  mit  40  Mill.  Dann  folgt  ^ew  York  mit  22>/2  Mill  ,  Ohio 
mit  IS  Milk  u.  s.  w.  Dazu  kommM  noch  nusserordaotUche  Schulden  im  fieknf  .von 
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CentralbehArden  in  den  Staaten  die  Summe  von  14  —  15  MilL  Dollars, 
d.  i.  etwa  ein  Drittel  bis  snr  Hilfte  dessen,  was  die  Bnndesregiernng 

regelmässig  vcnmsgjibt,  verwendet. 

Vei^leicben  wir  die  Budgets  der  Staaten  nicht  mit  denen  der  souveränen 
Reiche  in  Europa,  sondern  vielmehr  mit  denen  der  Provinaen  eines 
Stanles  —  wie  etwa  Preussens  —  im  Gegensalz  gegen  den  Centralstaat,  so 
erscheinen  dieselben  nicht  mehr  geringfügig,  sondern  im  hohen  Grade  be- 
deutend. In  Preussen  erheben  und  verwenden  die  Provinzialverbände  nmr 
ganz  unbedeutende  Summen.  Hier  tritt  die  Verschiedenheit  unserer  Ycrhilt- 
nisse  Ton  den  amerikanischen  vielleicht  am  auffallendsten  hervor. 

Zur  Bestreitung  seiner  Bedürfnisse  stehen  dem  Staate  alle  Hülfsquellen 
der  Finonzverwaltung  offen,  ausgenommen  die  Eingangszölle,  welche,  wie 
bemerkt,  der  Union  ausschliesslich  vorbehalten  sind.  Die  meisten  Staaten 
beziehen  beträchtliche  £innahmra  aus  ihrem  elgenthfimlichen  Vermögen, 
welche  grossentheils  —  wenn  auch  nicht  fiberall  —  hinreichen,  um  die 
Zinsen  der  Schulden  zu  decken  und  bisweilen  noch  einen  Ueberschuss  ab- 
werfen 

Von  Abgaben  kommen  vorzüglich  solche  in  Anwendung,  weldie  wir 

mit  dem  Namen  der  Gebühren  bezeichnen,  und  die  gegen  Erlaubniss 
gewisser  Handlungen  erhoben  werden.  Besonders  häufig  ist  die  Erhebung 
von  AuGtionsgebühren ,  welche  ziemlich  einträglich  sind ,  da  die  öffenlliche 
Versteigerung  von  Gütern  in  Amerika  sehr  üblich  ist.  Demnächst  kraimen 
Gebühren  für  den  Verkauf  geistiger  Gelränke,  für  die  Benutzung  der 
öffentlichen  Salzwerke  (in  Kew-York) ,  auch  wohl  Stempelabgaben  (in  Penn- 
sylvanien) u.  dgl.  vor.  Innere  Verbrauchsabgaben,  z.  B,  von  der  Bereitung 
öder  dem  Genuss  von  Gelränken,  des  Zuckers;  von  Taback  u.  dgl.  oder  gar 
von  unentbehrlichen  Lebensmitteln,  wie  Fleisch  und  Mehl,  kommen  nicht 
vor.  Reichen  die  Einnahmen  aus  dem  Staatsvermdgen  und  den  Gebühren 
nicht  hin,  so  wird  das  Fehlende  durch  directe  Besteuerung  des  Eigen- 
thum es  aufgebracht. 

Doch  bedient  sich  der  Staat  dieser  Einnahmequellen  stets  nur  zur  Aus- 
hülfe; selten  wird  durch  dieselbe  mehr  als  Vs  der  Gesammteinnahme  beschafft. 
Die  vorzüglichste  Ausbeutung  dieser  Hüll'squelie  bleibt  den  Grafschaften  und 
Gemeinden  überlassen,  denen  auch,  wie  wir  sehen  werden,  die  Veranlagung 
und  Erhebung  dieser  Steuer  anheimfallt* 

Den  Grafschaften  und  Gemeinden  liegt  die  Unterhaltung  aller 


einigen  30  Mill.,  so  dass  die  Gesammtmasse  sämmtlicher  Srhulden  der  Staaten  «ich  auf 
216  Mill.  Doli.,  d.  i.  über  das  Sfarhe  der  L'nionsschuld  belauft. 

1>  Pas  üesammtvermogen  der  Staaten,  bestehend  in  Ländereien,  Canälen,  Eisenbahnen 
«.  dgl.  wird  auf  c.  170>00a000  Doli,  angegeben,  wahrend  die  Scbuldenmasse  sich,  wie 
bereits  bemerkt,  auf  216,000,000  belauft.  Die  Schätzung  des  Vermögens  ist  ohne  Zweifel 
oft  ziemlich  willkührUch.  Dasselbe  trSgt  bU  zum  Belaufe  von  30  Mill.  gegenwärtig  noch 
keine  Zinsen  und  auch  das  übrige  wird  sdiwerlich  äbcrail  die  landesübUcben  Zinsen  von 
6  %  abwM^fen. 


Ueber  die  VcrmO|eossteiier 


öffentlichen  Anstalten  und  Einrichtungen  ob ,  welche  ausschliesslich  oder  doch 
iuraptaichlich  um  BMlen  4er  Bew^ner  dieser  Beiirke  bestehen,  wie  der 
Localgerichte  und  daiu  Röthigen  Gefingnisse,  der  Elementanchalen ,  so 
weit  der  Schulfonds  nicht  hinreicht,  der  Wegebaulen ,  der  Polizei  u.  s.  w. 
Uie  V«rtbeilung  dieser  Lasten  awiscken  Grafschaft  und  Gemeinde  geschieht 
in  den  verschiedenen  Staaten  nicht  ganz  nach  denselben  Gmodsitse«.  In 
den  südlichem  Staaten  hat  die  Grafschaft,  in  den  nördliche«  die  Gemclillk 
die  vorwiegende  Bedeutung. 

Im  Allgemeinen  kann  man  bemerken,  dass  die  Grafiebaft  vonngswelae 
ein  Verband  für  das  Gerichtswesen ,  für  die  Beanfsichtigung  der  Gemeinde- 
verwaltung und  für  die  Vereinigung  ihrer  Kräfte  zu  grösseren  Unternehmungen 
ist.  Bern  enUprecbead  übernimmt  die  Grafschaft  die  Kosten  für  das  Graf* 
Schaftsgericht,  Tür  die  Grafochaftsheamten  und  die  Ansldien  nnd  Einrichtun- 
gen, welche  als  gemeinsame  aller  Gemeindeii  der  Grafschaft  anerkannt 
werden.  Die  Wege  sind  in  Gra&chafts-  und  Gemeindewege.  eingetheilt 
opd  werden  hiernach  tiieili  von  der  GrafMhafI,  Iheila.  von  den  Gemeinden 
unterhalten.  Ingleichen  trSgt  die  Grafschaft  den  einen,  die  Gemeinde  den 
andern  Theil  der  Kosten  des  Schulwesens.  Die  Gesichtspunkte,  nach 
welchen  dieae  Theilang  geschieht,  könaea  wir  bei  dem  Mangel  speciellerer 
Nachrichten  für  jetzt  leider  nicht  niher  angeben. 

Doch  wird  es  zur  Veranschaulichung  des  Bildes  dienen,  wenn  wir  an- 
fahren, dasa  der  Staat  Kew-York  59  Grafschaften  enthält.  Eine  Grafschaft 
hat  hiernach  ->  abgesehen  von  der  Stadl  KewYerh,  4w  mit  ihren  öOO^OOOfiüi- 
wobnern  eine  Grafschaft  für  sich  ist  —  durchschnittlich  eine  Bevölkerung 
von  40—50,000  Einwohnern  und  eine  Flächen-Ausdehnung  von  durchschnitt- 
lieh e.  36  Q.M.  Eine  Grefechnft  enthält  je  nach  ihrer  Grösse  10,  15  bis 
20  Gemeinden  (lownships)  ^) ,  deren  Einwohners^]  mit  Racksieht  darauf, 
dass  ein  nicht  unbedeutender  Theil  derselben  in  grösseren  Städten  zusammen- 
gedrängt  ist  —  für  die  Mehrzahl  der  ländlichen  Geuieiaden  auf  2—3000  Seelen 
angenommen  werden  kann  ^.  Die  Gesammtsnmme  der  Grafochaftssteuem 
betrug  1848  V/2  bis  4  Millionen,  1852  sogar  über  5  Will.  Dollars;  die  der 
Gemeindesteuern  1,300,000—1,400,000  Doli,  ^j,  was  für  eine  Grafschaft 


1)  Vgl.  Report  of  the  Select  Committee  etc.   Q.  1705. 

2)  tianz  dieMlbe  Zahl  giebt  Toefueville  ausdrücklich  als  die  diureltfcliBittfidie  £ia- 
wobaerzahl  der  Geneinden  C**w»Mpe}  in  MaMaefausetU  «n. 

3)  Die  von  dem  Colonel  Mmmt  T«r  dem  englischen  Parlament  hierüber  gemacbtea 
Angaben  weichen  von  denen,  die  sieh  im  Aüurieim  JUwuuuu  finden,  etwas  ab.  Nach 
Johnae»  (I9B7— 90.  2ü06— iü)  betrug  im  Jahr  liUS 

die  SlaaUsteuer   802,979  Doli. 

die  Summe  der  Grafschaftssieuer   3,683,159  „ 

die  Summe  der  Gemeindesteuer  1,308.520 


Summa  5»294,'j5ö  OalU 
Nach  dam  Ameriem»  Alwumm  (fhr  im.     «tt.  «wd  18M*    m}  batrag  ^ 
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im  DurchaÄ«!»  e.  60—70,000  D.  (80—100,000  Rlhk.)  iur  eine  Gemeinde 
c.  1500  D.  (d.  i.  etwa  2000  Bthlr.)  ergebe«  wtrde. 

Die  Grafschaft  im  Staate  New-York  ist  dem  preussischen  Kreise, 
dessen  Flaohenranm  dnrebscbnitUich  c.  15  Q.M.  und  dessen  Einwohnerzahl 
im  Durchschnitt  40-50,000  Seelen  betrigt,  aehr  wehl  an  die  Seite  «i  stellen 
Die  preussischen  Kreise  haben  indess  erst  seit  kurzer  Zeit  (seit  1841)  die 
Befugniss  erlangt,  Kreisausgaben  zu  beschliessen.  Die  von  ihnen  zu  Kreis- 
zwecken aafgebrachten  nnd  verwendeten  Summen  aind  im  Ganzen  bis  jetzt 
noch  höchst  geringfügig  und  mit  den  durch  die  ^raMftHea  ui  Amerikn 
verwendeten  in  keiner  Weise  zu  vergleichen. 

Nodi  weniger  kann  «an  die  Leistungen  der  preussischen  Gemeinden 
für  Gemeindezwecke  (mit  Ausnahme  der  Städte  und  der  weaüichen  Pro- 
vinzen) denen  der  amerikanischen  Gemeinden  irgend  zur  Seite  stellen,  iheili 
wegen  der  Zewplitterung  der  Gemeinden  in  Preussen,  theils  weil  der  Staat 
hier  die  Wahrnehmung  vieler  Angelegenheite»  in  seine  Aand  luaamt,  die  d 
dort  den.  Gemeinden  gänzlich  überlässt. 

Allffesneine  Cl»a»«li*erlu*lk  der  Steneni  voaa  MmU»  im 

Staate  l¥ew-York. 

Die^irecte  Steuer,  vermittelst  welcher  der  Staat  New-York  das  ihm 
Fehlende,  die  Grafschaft  und  die  Gemeinde  der  Regel  nach  die  Gesammtheit 
ihres  Bedarfs  aufbringen,  ist  eine  Vermdgensstener.  Wicht  das  E»n- 
k  o  m  m  e  n ,  sondern  den  Besitz  hält  der  Amerikaner  für  das  angemessene 
Object  der  Besteuerung.  Kur  der  Besitz  sei  offenbar,  dauernd  und  lasse 
sich  feststellen;  das  Einkommen  veränderlich,  nnd  jeder  Veranschlag  des- 
selben eine  blosse  Mi.thmaassung.  Wer  ein  erhebliches  Einkommen  wirklich 
beziehe,  werde  bald  auch  Gegenstände  des  Besitzes  erwerben,  und  so  der 
Steuer  unterwerfen  werden  (1792-95).  Allein  wegen  seines  Einkommens 
als  solchem,  und  insofern  er  es  zur  Bestreitung  seiner  Lebensbedurfnisse 
wieder  verausgabt,  wird  Niemand  besteuert,  weder  der  Gewerbtreibende 
von  seinem  Gewinn,  noch  der  Arzt  oder  Advocat  von  seinem  Honorar,  noch 
der  Beamte  von  seinem  Gehalt  (1806  u.  7.  2085-87).  Kur  wer  im  Besitz 
verkäuflicher  Gegenstände  ist,  wird  dadurch  und  in  sofern  steuerpflichtig. 

Nicht  jeder  Besitz  wird  indess  sofort  besteuert.  Vermögensgegen- 
stände, welche  für  den  täglichen  Lebensunterhalt  nach  den  Begriffen  und 


«.  1848  «•  18W 

die  Staatssteuer    '^'^^^  48i,0ü0  DoU. 

d  eStaaUsteuer  .  .  .  5,300,000  „ 

die  Steuer  der  Urafscbaft   •  . 

die  Summe  der  Gemeindesteuer  •  ''^^'"^ 

Summa  S.312;tiQ0  7^.000  DoU. 

Auch  den  Betrag  des  steuerpflichtigen  VermSgew  -  geben  l»^«  ^"•^..T^;*?*" 
an.    Vielleicht  sind  es  nur  Angaben  aus  verschiedene»  Jahren,  die  irrlhaaÜK* 
telbe  Jahr  bezogen  sind;  da  die  das  American  AI  mauac  jährlich  wiederholt  werden,  m  m 

cicharar  »  sich  an  diäte  su  itaUes* 


lieber  die  Vermögenssteuer 


öffentlichen  AnslaUen  und  Einrichtungen  ob,  welche  ausschliesslich  oder  doch 
haoptsSchlich  sam  Berten  der  Bewohner  dieser  Besirite  bestehen,  wie  dw 

Localgericlitc  und  dazu  nöthigen  Gefängnisse,  der  Elementarschulen,  so 
weit  der  Schuifonds  nicht  bioreicht,  der  Wegel)aulen ,  der  Polizei  u.  s.  w. 
Die  Vertheilnng  dieser  Lasten  zwischen  Grafschaft  und  Gemeinde  geschieht 
in  den  verschiedenen  Staaten  nicht  ganz  nach  denselben  Grondsfitcen.  In 
den  südlichem  Staaten  hat  die  Grafschaft,  in  den  nördlichen  die  Gemeinde 
die  vorwiegende  Bedeutung. 

Im  Allgemeinen  kann  man  bemerken,  dass  die  Grafschaft  vonugsw^se 
ein  Verband  für  das  Gerichtswesen,  für  die  Beaufsichtigung  der  Gemeinde- 
Terwaltung  und  für  die  Vereinigung  ihrer  Kräfte  zu  grösseren  Unternehmungen 
ist  Ben  entsprechend  ftbemimml  die  Grafschaft  die  Kosten  für  das  Graf- 
Schaftsgericht,  für  die  Grafschaftsheamten  und  die  Anstalten  nnd  Einrichtun- 
gen, welche  als  gemeinsame  aller  Gemeinden  der  Grafschaft  anerkannt 
werden.  Die  Wege  sind  in  Gvafschafto  -  und  Gemeindewege,  eingetheilt 
nnd  werden  hiernach  theils  von  der  GrafichaFt,  Ihefls  von  den  Gemeindeii 
unterhalten.  Ingleichen  trägt  die  Grafschaft  den  einen,  die  Gemeinde  den 
andern  Theil  der  Kosten  des  Schulwesens.  Die  Gesichtspunkte ,  nach 
welchen  diese  Tbeilung  geschieht,  ktooen  wir  hei  dem  Mangel  speciellerer 
Kachrichten  für  jetzt  leider  nicht  näher  angeben. 

Doch  wird  es  zur  Veranschaulichung  des  Bildes  dienen,  wenn  wir  an- 
führen, dass  der  Staat  Kew-York  59  Grafiscbaften  enthält.  Eine  Grafschaft 
hat  hiernach  —  abgesehen  von  der  Stadt  New-York,  die  mit  ihren  500,000  Ein- 
wohnern eine  Grafschaft  für  sich  ist  —  durchschnittlich  eine  Bevölkerung 
von  40—50,000  Einwohnern  und  eine  Flächen-Ausdehnung  von  durchschnitt- 
lich e.  36  Q.M.  Eine  Grafschaft  enthÜt  je  nach  ihrer  Grösse  10,  15  bis 
20  Gemeinden  {lownships)  ^) ,  deren  Einwohnerzahl  mit  Bücksicht  darauf, 
dass  ein  nicht  unbedeutender  Theil  derselben  in  grösseren  Städten  zusammen- 
gedrängt ist  —  für  die  Mehrzahl  der  ländiicben  Gemeinden  auf  2->3ü00  Seelen 
angenommen  werden  kann  2).  Die  Gesammtsumme  der  Grafechaftssleuem 
betrug  1848  bis  4  Millionen,  1852  sogar  über  5  Mill.  üoihirs;  die  der 
Gemeindesteuern  1,300,000—1,400,000  DoU.  ^j,  was  für  eine  Grafschaft 


1)  Vgl.  Rtport  of  th*  Stleet  Committte  ete.  Q.  17ü5. 

2)  üuz  dieselbe  ZaU  giebt  T«etum>Üt*  autdriicklieh  «b  die  durehsdisittlieb«  Bin- 
wohnerzahl  der  Gemeinden  Cf^muMp*")  in  Messaehucetts  an. 

3)  Die  von  dem  Colonel  Johnson  vor  dem  englischen  Parlament  hierüber  gemachten 
Angaben  weichen  von  denen,  die  sich  im  /i/nerican  .4/wia«ac  finden,  etwas  ab.  Mach 
Johnson  (I9H7— 9ü.  20Ü6— lü)  betrug  im  Jahr  lö4ö 

die  .Slaatssteuer    302,579  Doli. 

die  äumme  der  Grafschaftssl  euer    3,683,159 

die  äumme  der  Gemeindesteuer  1,308|520 


Jiunma  OoU. 
Nach  dem  AmtriMm  Almumac  (flUr  185^  j>.  VH*  und  18SI.     251)  betrug 


im  Staate  New-York. 
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i,n  Dorchschnitt  c.  60-70,000  D.  (80-100,000  RiWr.)  für  eine  Gemeinde 

c.  1500  D.  (d.  i.  etwa  2000  Rthlr.)  ergeben  würde. 

Die  Grafschaft  im  Staate  New-York  ist  dem  preussischen  Kreise, 
dessen  Flüchenraum  dnrchschniUlich  c.  15  Q.M.  und  dessen  Einwohnerzahl 
im  Durchschnitt  40-50,000  Seelen  betrögt,  sehr  wohl  an  die  Seite  su  stelleB 
Die  preussischen  Kreise  haben  indess  erst  seit  kurzer  Zeit  (seit  1841)  die 
ßerogniss  erlangt,  Kreisaosgaben  zu  beschliessen.  Die  von  ihuen  zu  Kreis- 
ewecken aufgebrachten  und  verwendeten  Summen  sind  im  Gänsen  bis  jeUt 
noch  höchst  geringfügig  und  mit  den  durch  die  Grafechaften  in  Amerika 
verwendeten  in  keiner  Weise  zu  vergleichen. 

Noch  weniger  kann  man  die  Leitungen  der  preussischen  Gemeinden 
für  Gemeindezwecke  ^mit  Ausnahme  der  Städte  und  der  weadiche«  Pro- 
vinzen) denen  der  amerikanischen  Gemeinden  irgend  zur  Seite  stellen,  theds 
wegen  der  Zersplitterung  der  Gemeinden  in  Preussen ,  theils  weil  der  Staat 
hier  die  Wahrnehmung  vieler  Angelegenheiten  in  seine  UmnA  niouK,  die  er 
dort  den  Gemeiodea  gänzlich  überlässt. 


Allffeineiae  Cüarakterlntlk  der  Stemer«  WümUtm  imm 

Staate  ÜTew-York. 

Die-directe  Steuer,  vermittelst  welcher  der  Staat  New-York  das  ihm 
Fehlende,  die  Grafschaft  und  die  Gemeinde  der  Regel  nach  die  Gesammtheit 
ihres  Bedarfs  aufbringen,  ist  eine  Vermögenssteuer.  Nicht  das  Ein- 
kommen, sondern  den  Besitz  halt  der  Amerikaner  för  das  angemessene 
Object  der  Besteuerung.  Nur  der  Besitz  sei  offenbar,  dauernd  und  lasse 
sich  feststellen ;  das  Einkommen  veränderlich,  und  jeder  Veranschlag  des- 
selben eine  blosse  Muthmaassung.  Wer  ein  erhebliches  Einkommen  whrklich 
beziehe,  werde  bald  auch  Gegenstände  des  Besitzes  erwerben,  und  so  der 
Steuer  unterwerfen  werden  (1792-95).  Allein  wegen  seines  Einkommens 
als  solchem,  und  insofern  er  es  zur  Bestreitung  seiner  Lebensbedurfnisse 
wieder  verausgabt,  wird  Niemand  besteuert,  weder  der  Gewerbtreibende 
von  seinem  Gewinn,  noch  der  Arzt  oder  Advocat  von  seinem  Honorar,  noch 
der  Beamte  von  seinem  Gehalt  (1806  u.  7.  2085-87).  Kur  wer  im  Besitz 
verkäuflicher  Gegenstände  ist,  wird  dadurch  und  in  sofern  steuerplüchtig. 

Nicht  jeder  Besitz  wird  indess  sofort  besteuert.  Vermögensgegen- 
stände ,  welche  för  den  täglichen  Lebensunterhalt  nach  den  Begriffen  und 


a.  1848  t852 

,         ,  ,  ...     SriflS  481,«»  Don. 

d.e  Maatssteuer  •    •    •       ^  ^ 

d  e  Steuer  der  Orafscbaft    wavw  » 

di.  öumme  der  Gemeindesteuer  ♦   •  "  . 

Summa  6,312,000  7,0U7,000  DoU. 

Auch  den  Betrag  des  «teuerpflichtigen  Vermögens  geben  beide  Quellen  verschiede« 
aa.  Vielleicht  sind  es  nur  Angaben  aus  verschiedenen  Jahren,  die  irrlhüml.ch  auf  das- 
•Cihe  Jahr  beiogen  siad;  da  die  d«s4-Mri«Ml4/««»ac  jährlich  wiederholt  werden,  ist  es 
d^crer,  sidi  a»  diasa  aa  iiaUea. 
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Sitten  des  Landes  für  uncnthehrlirh  gellen,  wie  Betten,  Hausgerälli,  Küchen- 
gescbirr,  einige  Möbeln  bu  mm  Weribe  von  c.  150  D.,  auch  eine  Hans» 
bibliothek  bis  umn  Wertbe  von  25  D.;  ein  Pfartx  in  d«r  Kirche,  eine  Kuh 
und  ein  Schwein  nebst  Futter  dafür  u.  s.  w.,  iai  Ganzen  Eigenthum  bis  zum 
Wertbe  von  c*  250  D.  bleiben  von  der  Steuer  frei. 

Die  f enanete  Grenze  ist  ^areh  die  Bestimainnfen  iber  g^nrnngenea 
Verkauf  bei  Schulden  gezogen.  Alles,  was  von  der  Execution  befreit  ist, 
unterliegt  auch  der  Steuer  nicht  Ausserdem  ist,  wie  kaum  der  Erwäh- 
Bttog  bedftfffea  wird,  alles  ra  ttffentUefaen  Zwecken  bMtiauiilef  d.  h.  dem 
Staate,  der  Gemeinde,  der  Kirche  (einschliesslich  der  milden  Anstalten) 
und  der  Schule  (einschliesslich  Bibliotheken  u.  s.  w.)  gewidmete  Eigenthum 
von  der  Steuer  befreit.  Im  Uebrigen  ist  alles  Eigenlhum,  es  bestehe  werte 
es  wolle,  sowohl  bewegliches  ab  anbewegliches  Vermögen,  es 
bringe  Einkommen,  oder  gewähre  nur  Genuss  ,  der  Steuer  gleichmässig 
onterworfen  und  wird  je  nach  dem  Bedürfniss  und  der  zu  erhebenden  Snmme 
fliii  einer  Abgabe  nach  Proeenlra  des  «infeachi^e«  Weilhee  bd^. 

GarttncUfttze  der  Einscliätzungr« 

Um  die  Grundsätze  für  die  Einschätzung  richtiger  zu  verstehen,  hat 
man  das  unbewegliche  £igentbum  von  dem  beweglichen  zu  unter- 
scbmden. 

Zu  dem  unbeweglichen  Eigenthum  (real  properly)  wird  in  Amerika  im 
Wesentlichen  dasselbe  gerechnet,  was  in  England  (nach  Blackstone)  dafür 
erklärt  wird:  Grundeigenthum  und  was  fest  damit  verbunden  ist  (1767—1787). 

Gesetzlich  soll  dasselbe  nach  seinem  verkiuflichen  Werthe  oder 
zu  dem  Preise  eingeschätzt  werden,  zu  welchem  es  bei  einer  gerichtlichen 
Auseinandersetzung  über  gegenseitige  Anspräche  zur  Bezahlung  einer  gesetz- 
lichen Schnid  wfirde  zugesprochen  werden  (the  #afetfilc  relifs^  lAe 
fair  cash  valm\  1770,  1977).  Thatsächlich  wird  es  meistens  wohl  niedriger 
eingeschätzt.  >lan  nimmt  dabei  Rücksicht  auf  die  Beschatfenbeit  des  Bodeds, 
die  Lage,  die  Nabe  des  Marktes,  den  Cuitnrzustand ,  genug  auf  Alles,  was 
auf  den  Preis  des  Grundstockes ,  wie  es  liegt  und  fShrt,  einen- Einfluss  hat. 
Die  Schuld  Verhältnisse  desselben  dagegen  bleiben  gänzlich  ausser  Be- 


1)  Tk$  MW  Citrk9  AMHUma^  Omp.  it.  Tmm9.  VgL  Mfpari  s»  Immim  ftodf.  Q.  ie56<-^9). 
In  andern  Maaten  ist  die  Grease  der  freibek  von  dem  geswungenen  Verkauf  noch  etwas 
weiter  gezogen,  ab  die  der  Steuerfreiheit.  In  Texas  z.  £•  ist  auch  ein  Haus  bis  xnm 
Wertbe  van  2000  Doli.,,  insofern  es  von  der  Familie  selbst  bewohnt  wird,  und  Land  bis 
zu  200  Acres,  Insofern  die  Familie  davon  ihren  Unterhalt  gewinnt,  dem  gezwungenen 
Verkauf  nicht  unterworfen.  Doch  ist  Orundeigentbum  von  dem  angeführten  Wertbe  darum 
nicht  grnndsitzlicb  von  der  Steuer  frei.  Nur  Möbeln  und  HausgerSib  bis  sum  Betrag 
von  %W  Doli,  sind  unter  allen  Umstanden  nicht  steuerpflichtig.  Ein  Jeder  soll  ein  Haus 
halten,  um  darin  in  wohnen,  ein  Bett»  um  darin  zu  schlafen,  einen  Tisch,  um  daran 
an  essen  und  einen  Topf,  um  darin  zu  kochen  (2156-60;. 


'   te  SiMte  Kew^Torfc*  ^ 
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tracht;  der  jedesmalige  Besitzer  hat  den  vollen  Werth  desselben  zu  ver** 
ftenern,  ohne  Büekaicht  ikiraHf^  ob  Seluildlordeniiifen  damil  beftea  oder 
nicht  (1877-2027—2033). 

Actienunlernehmungen,  wie  Eisenbahnen,  Canäle,  Fabrikanlagen  u.  s.  w. 
werden  nach  dem  eingezahlten  Capital  besteuert,  ohne  Rücksicht  auf  die 
mvidende  mler  den  Cnti  der  Aetien  (2102.  2329—30).  Aneb  hier  nimmt 
man  auf  darauf  haftende  Schulden  keine  Rücksicht. 

Zum  beweglichen  Vermögen  gehört  alles  £igenthum,  welches  nicht 
inin  tinbem^^Ueban  ferei^n^  wiid^  s.  B.  Vieh,  Wnafenbeatinde«  Miibete, 
Schiffe,  Papiere,  SchnIdFerdemngen  a.  n.  w.  Aach  hier  ist  der  verkiaf-' 
liehe  Werth  die  gesetzliche  Grundlage  der  Einschätzung ;  ob  das  Eigenthum 
ein  Einkommen  gewährt  oder  nicht,  begrflndei  lür  die  Sle«erplliGhi 
keinen  UnteNchied. 

Es  ist  sehr  begreiflich,  dass  bei  der  Einschätzung  des  beweglichen 
Vermögen«  dem  subjectiven  Erjuesaen  der  einschätzenden  Behörden  ein  sehr 
viel  grdieeier  Sptdraum  eröffnet  ist^  als  bei  der  dea  imbewegUdien  Ver- 
mögens, weil  die  Gegenstände  des  Besitzes  hier  nicht  offbn  vorliegen  und 
ohne  eine  genauere  und  ins  Einzelne  gehende  Untersuchung  —  welche  nicht 
stattfindet «—  der  Werth  der  Gegmatände  sieht  mit  Sicherheit  ennitleU  wer» 
den  kann.  So  fibt  die  gröeawe  oder  geringere  Gefahr ,  der  ein  Beaitaei« 
gegensland  ausgesetzt  ist,  das  grössere  oder  geringere  Einkommen,  welches 
derselbe  abwirft,  einen  naturgemässen  Etofluss  auf  die  Schataung  seines 
Werthes  ans.  Jedoch  sind  bestimmte  Vorschriften  darfiber  nidtt  gegeben^ 
und  in  der  That  nicht  wohl  möglich  (1873 — 75).  In  wie  weit  eine  Gleich- 
mässigkeit  der  Schätzung  erreicht  wird,  hängt  vor;&üglich  von  dem  Pflichteifer 
und  der  Umsicht  der  einschitxraden  B^rden^  so  wie  von  der  Wiriuamkoil 
der  dffentiicfaen  Controle  ab.  Es  ist  daher  von  entscheidender  Bedeutung, 
zu  erfahren ,  wie  die  Behörden  zusammengesetzt  und  tuiler  welchem  Einflüsse 
sie  thitig  sind* 

JEISMehlltottmsslNslidrileai« 

Bei  der  Feslstdhmg  der  BtmienoUoB  wukmi  drei  versebtedene  fiehdrdeH 

mit,  die  Steuerveranlager  {Assessors);  die  SteueraulMier  (Supervisors) 
und  der  Generaldirector  der  Steuern  (Comptroller). 

Die  Stonofveranlagor  (Meet#or#)  aiod  Gemein debeamto  im 
engem  Sinne  des  Wortes.  In  jeder  Gemeinde  werden  deren  in  der  Regel 
3  von  der  Versammlung  (iotcnmeeting)  aller  stimmfähigen  Gemeindcglieder 
(d.  i.  aller  Einwohner  im  Alter  von  21  Jahren  und  darüber,  ohne  Rücksidat 
tlamif^  ob<iam  Stenern  aaUen  oder  nicht)  anf  3  Jahre  gewihH.  Ii  der 
Sladt  New-York ,  welche  eine  Grafschaft  für  sich  ist,  werden  diese  Beamten 
von  den  Wählern  eines  jeden  Bezirkes  (ward}  für  diesen  besonders  ge- 
wihlt. 

IttlKdi  scheidet  einer  derselben  aus,  so  dass  mindestens  2  bereits 
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lieber  die  Vermögenssteuer 


Sitten  de»  Landes  für  unentbebrlii^h  gelten,  wie  Betten,  Ilausgeräth,  KäiAeB* 
gesehirr,  einige  Möbeln  bis  %nm  Warthe  von  c.  150  D.,  auch  eine  Haus-» 
bibliolhek  bis  zum  Werthe  von  25  D. ;  ein  Platz  in  der  Kirche,  eine  Kuh 
und  ein  Schwein  nebst  Futter  dafür  u.  s.  w.,  im  Ganzen  Eigentbum  bis  zum 
Werthe  von  c.  250  D.  bleiben  von  der  Stener  frei. 

Die  genauere  Grenze  ist  durch  die  Bestimmungen  fiber  gezwunorenen 
Verliauf  bei  Schulden  gezogen.  Alles,  was  von  der  Execution  befreit  ist, 
nnterliegt  auch  der  Steuer  nicht  Ausserdem  ist,  wie  kaum  der  Erwäh-* 
nung  bedfirfen  wird,  alles  sn  fiffbntlieben  Zwecken  bestimmte,  d.  b.  dem 
Staate,  der  Gemeinde,  der  Kirche  (einschliesslich  der  milden  Anstalten) 
und  der  Schule  (einschliesslich  Bibliotheken  u.  s.  w.)  gewidmete  Eigenthum 
von  der  Steuer  befreit.  Im  Uebrigen  isl  alles  Eigenthum,  es  bestehe  worin 
es  wolle,  sowohl  bewegliches  als  unbewegliches  Vermögen,  es 
bringe  Einkommen,  oder  gewähre  nur  Genuss,  der  Steuer  gleichmässig 
»nterworfen  nnd  wird  je  nacb  dem  Bedürfniss  und  der  wa  erhebenden  Sommo 
mit  einer  Abgabe  nach  Procenten  des  eingeschitxten  Wertbes  belegt. 

Grundilltme  der  H^iUBehäiwug» 

Um  die  Grundsätze  für  die  Einschätzung  richtiger  zu  verstehen,  hat 
man  das  unbewegliche  Eigenthnm  von  dem  beweglichen  zu  unter- 
scheiden. 

Zu  dem  unbeweglichen  Eigenlhum  (real  properly)  wird  in  Amerika  im 
Wesentlichen  dasselbe  gerechnet,  was  in  England  (nach  Blackstone)  dafQr 
eiklärt  wird:  Gmndeigenlhnm  und  was  fest  damit  verbunden  ist  (1767—1787). 

Gesetzlich  soll  dasselbe  nach  seinem  verkäuflichen  Werthe  oder 
XU  dem  Preise  eingeschätzt  werden,  zu  welchem  es  bei  einer  gerichtlichen 
Anseinandersetzung  über  gegenseitige  Anspräche  2nr  Bezahlung  einer  gesetz- 
lichen Schuld  würde  zugesprochen  werden  (Uie  saleahle  value,  Ihe 
fair  cash  value;  1770.  1977).  Thatsächlich  wird  es  meistens  wohl  niedriger 
eingeschätzt.  Man  nimmt  dabei  Rücksicht  auf  die  Beschaffenheit  des  Bodens, 
die  Lage,  die  Nähe  des  Marktes,  den  Culturzustand ,  genug  auf  Alles,  was 
auf  den  Preis  des  Grundstückes,  wie  es  liegt  und  fährt,  einen- Einfluss  hat. 
Die  Schuld  Verhältnisse  desselben  dagegen  bleiben  gänzlich  ausser  Be- 


i)  n0n0w  Clerki  Assistant,  Cap,  Vi*  Tnxet.  Vgl.  Report  on  Income  Tax,  Q.  19.16—59). 
In  andern  Maaten  ist  die  Grenze  der  Freiheit  von  dem  gezwungenen  \'erkauf  noch  etwas 
weiter  gezogen,  alü  die  der  Steuerfreiheit.  In  Texas  z.  ß.  ist  auch  ein  Haus  bis  zum 
Werthe  von  '^OüO  Doli.,  insofern  es  von  der  Familie  selbst  bewohnt  wird,  und  Land  bis 
zu  200  Acres,  insofern  die  Familie  davon  ihren  Unterhalt  gewinnt,  dem  gezwungenen 
\  erkauf  nirhl  unJerworfen.  Doch  ist  ('»rundeigenthum  von  dem  angeführten  Werthe  darum 
nirht  grundsätzlich  von  der  Steuer  frei,  ^ur  Möbeln  und  Hausgerälh  bis  zum  Betrag 
von  250  Doli,  sind  unter  allen  Umständen  nicht  steuerpflichtig.  Ein  Jeder  soll  ein  Haus 
behalten,  um  darin  zu  wohnen,  ein  Bett,  um  darin  zu  schlafen,  eioea  Tisch,  un  dsrSA 
XU  essen  und  einen  To^f,  um  darin  *u  jKodiea  (2156^60). 


im  Staate  New- York. 
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tnicht;  der  jedesmalige  Besitzer  bat  den  vollte  Werth  desaelbmi  xu  ver« 
steaem,  ohne  Rürksicht  darauf,  ab  SchuldforderuDgen  darauf  baAeii  oder 
nicbt  (1877-2027-2033). 

Actienunternehinungen,  wie  Eisenbahnen,  Canäle,  Fabiikanla^en  u.  s.  w. 
werden  nach  dem  eingezahlten  Capital  besteuert,  ohne  Ruckaicbt  auf  die 
Dividende  oder  den  Curs  der  Actien  (2103.  2329—30).  Auch  hier  ninunft 
man  auf  darauf  haftende  Schulden  keine  Rücksicht. 

Zum  bewegliehen  Vermögen  gehört  alles  Eigenthnm,  weiches  niclit 
mm  unbeweglichen  gerechnet  wird,  %.  B.  Vieh,  Waarenbertfinde ,  Möbeln, 
Schiffe,  Papiere,  Schuldforderungen  u.  s.  w.  Auch  hier  ist  der  verkäuf- 
liche Werth  die  gesetzliche  Grundlage  der  Einschätzung ;  ob  das  Eigenlhum 
ein  Einkommen  gewährt  oder  nicht,  begriUidet  för  die  Steaerpflicht 
keinen  Unterschied. 

Es  ist  sehr  begreiflich,  dnss  bei  der  Einschätzung  des  beweglichen 
Vermögens  dem  snbjectiven  Ermessen  der  einsehitaendea  Behörden  ein  sehr 
viel  grösserer  Spielraum  eröffnet  ist,  als  bei  der  des  unbeweglichen  Ver- 
mögens, weil  die  Gegenstände  des  Besitzes  hier  nicht  offen  vorliegen  und 
ohne  eine  gmaere  nad  ins  Einzelne  gehende  Untersuchung  —  welclm  nicht 
stattfindet  —  der  W^h  der  Gegenstinde  nicht  mit  Sicherheit  ermittelt  wer- 
den kann.  So  übt  die  grössere  oder  geringere  Gefahr,  der  ein  Besilzes- 
gegensland  ausgesetzt  ist,  das  grössere  oder  geringere  Einkommen,  weiches 
de^be  abwirft,  iMnen  nalurgemSssmi  Einfluss  auf  die  Sehätaang  aetnea 
Werthes  aus.  Jedoch  sind  beslimmle  Vorschriften  darüber  nicht  gegeben, 
und  in  der  That  nicbt  wohl  möglich  (1873 — 75).  In  wie  weit  eine  Gleich* 
mfissi^eit  der  Schätsung  erreicht  wird,  hingt  T0i9ögUch  von  dem  Pflichteifer 
nnd  der  Umsicht  der  einschätzenden  Behörden,  so  wie  von  der  Wirksamkeit 
der  öffentlichen  Controle  ab.  Es  ist  daher  von  entscheidender  Bedeutung, 
an  erfiihren,  wie  die  Behörden  ansanuMU^psietat  imd  unter  welchem  Einflüsse 
sie  thitig  sind. 

Biancliätzunffabelitfrden. 

Bei  der  Feststellung  der  Steuerrollen  wirken  drei  verschiedene  Behörden 
mit,  die  Steuerveranlager  {A^ssesMor*^}  die  Steueraufseher  (Supervisors) 
und  dw  Generaldirector  der  Stenern  {CamfOrMer)* 

Pie  Steuerveranlager  (a^ses^tors)  sind  Gemeindebeamte  im 
engern  Sinne  des  Wortes.  In  jeder  Gemeinde  werden  deren  in  der  Regel 
3  von  der  Versammlung  (t0mm§eting)  nUet  stimmfähigen  Gemeindeglieder 
(d.  i.  aller  Einwohner  im  Alter  von  21  Jahren  und  darüber,  ohne  Rficksicht 
darauf,  ob  sie  Steuern  zahlen  oder  nicht)  auf  3  Jahre  gewählt.  In  der 
Stadt  New- York,  welche  eine  Grafschaft  für  sich  ist,  werden  diese  Beamten 
von  den  Wählern  eines  jeden  Besirkes  (teord)  (&t  diesen  besonden  gt^ 
wählt. 

Jährlich  scheidet  einer  derselben  aus,  so  dass  mindestens  2  bereits 


138 


Uebw  im  VermAgeBiitraMr 


efaiige  Uebung  in  den  Geschäften  haben  (1962—64).  Die  aasgesehiedeneil 
werden  wieder  gewählt,  falls  sie  nicht  das  Vertrauen  ihrer  iMiibürger  ver- 
loren haben,  oder  seiM  suräckautreten  wünschen  (1923).  Da  daaAmtdea 
Steuerveranlagers  ein  Eiemlich  mähevollea  ist,  erhalten  sie  eliie  Enlarhädi- 
gung  von  l'A  D-  f"""  den  Tag.  Dabei  sind  sie  der  Regel  nach  30  Tage 
hesc^fligt  (2286— 87>  Mach  andern  Angaben  wird  ihre  Remuneration  bis-- 
weilen  (wohl  in  der  Stadt  New^York  seibat)  für  das  Jahr  festgestettt  ond 
nach  dem  Umfange  ihrer  Thätigkeit  bemessen.  Sie  beläuft  sich  dann  bis 
auf  300  Dollars  (1733—31).  Die  Gewählten  sind  stets  angesessene  Bürger 
nnd  in  der  Regel  ausgescUedene  Beamte,  oder  Männer,  die  von  ihren 
Geschäften  zurückgezogen  haben,  und  denen  man  anf  diMom  Wege  eine 
Art  Entschädigung  zuwenden  will  (1923). 

Die  Aufgabe  der  Steoerveranlager  ist  die  Einscbätsung  des  innerhalb 
des  Gemeindebeth*«  liegenden  Eigenthnms,  des  beweirlichen  wie  des  un- 
beweglichen, und  die  Entscheidung  der  dagegen  eingelegten  Berufungen  in 
eiater  hstatts.  Gas  dabei  befolgte  Verfahren  werden  wir  unten  näher  äu- 
gten» 

Der  Steueraufseher  (Supervisor)  ist  zwar  seiner  sonstigen 
Stellung  nach  ebenfalls  ein  Gemeindebeamter  und  wird  jährlich  von  der 
Gemeindeversammlung  gewihlk  Ihm  ist  die  Vereinnabmnng  und  Yeraus« 
gabung  aller  Gemeindegelder,  sowie  noch  manche  andere  Gemeindepflieht 
übertragen  (The  new  Clerks  AMsiatant,  Cap.  41,  Suißerviaor.s).  In  Be- 
niehnng  auf  die  Veranlagung  der  Verm6genssteuer  dagegen  ist  er  oder 
vielmehr  das  Collegium  der  Steneraufseher  als  eine  6ra faehaf la- 
be h  ö  r  d  e  anzusehen.  Im  Ortober  oder  November  des  Jahres  treten 
Bimlich  die  Aufseher  sämmtUeher  Gemeinden  der  Grafschaft  in  der  Haupt- 
stadt derselben  xusammen,  um  die  von  den  Veranlagem  eingereichten 
Steuerrollen  zu  prüfen  und  festzustellen.  Diese  Behörde  besteht  sonach  ans 
soviel  Mitgliedern,  als  Gemeinden  in  der  Grafschaft  sind,  d.  i.  aus  10,  15 
bis  20,  je  nach  der  Grfitee  der  Grafschaft  (1705).  Ihre  Aufgäbe  ist,  sowohl 
den  Beschwerden  der  einzelnen  Steuerpflichtigen  über  die  Eios^itxong  d«r 
Sleuerveranlager  abzuhelfen,  als  auf  die  Gleichmässigkeit  der  Schätzung  in 
den  vetschiedenen  Gemeinden  der  Grafschaft  zu  sehen.  Sie  haben  ferner 
die  von  der  Grafschaft  im  Ganzen  (an  Gfafochaflssteaem  nnd  Staalsbeiträgen) 
aufzubringende  Steuersumme  auf  die  einzelnen  Gemeinden  zu  vertheilen. 

Von  der  Entscheidung  dieser  ßebörde  findet  keine  weitere  Appellation 
statt  (2047 ,  48).  Die  Aufseher  erhalten  für  die  Dauer  ihrer  Thätigkeit  (als 
Collegium  in  der  Hauptstadt  der  Grafschaft)  2  Dollars  an  DÜten.  IMesoGe^ 
Schäfte  pflegen  sie  c.  30  Tage  in  Anspruch  zu  nehmen  (2288). 

Das  Amt  der  Steneraufseher  ist  hiernach  eines  der  wichtigsten  und  ein- 
flosareichsten  in  der  Gemeinde.  Die  gescbifkskundigsten  und  angeaehenaten 
iUänner  werden  dazu  gewählt  (1997). 

In  der  Stadt  New- York,  sowie  in  anderen  grösseren  Städten,  handelt 
der  Rath  der  Aldermen  als  Cotleginm  der  Steneranfieher*  (1703)* 


im  Statte  New*Tork. 


Der  Generaldirector  (Comptroller)  ist  der  höchste  Finanz- 
beamte des  Staates  Mit  der  Einschätzung  der  Personen  und  Grund- 
stücke hat  er  nidits  zu  thun.  Seine  Aufgabe  in  Beziehung  auf  die  Ver- 
mögenssteuer ist  nur  die,  na^  den  von  den  Grafschaften  eingeschickten 
Katastern  die  Summe  des  steuerpflichtigen  Vermögens  im  ganzen  Staate 
f^tznstellen  und  hiernach  zu  bestimmen ,  welche  Beiträge  die  Graischafk  zur 
Bestreitung  der  Staatskosten  aufzubringen  hat 

Wir  beschreihen  nun  das  bei  £inschätzung  des  Vermögens  und  Fest- 
stellung der  Steuern  beachtete 

Terfaliren. 

In  den  Monaten  Mai  und  Juni  jedes  Jahres  versammeln  sich  die  (2 — 3) 
Sleuerveranlager  der  Gemeinde,  um  sowohl  das  Kataster  sämmtlicher  Grund- 
itflcke,  als  die  Steuerroltmi  för  daa  bewegliche  Vermögen  aufzunehmen; 
d.  h.  die  vorhandenen  zu  vervollständigen  und  zu  berichtigen.  Sie  können 
dabei  die  Gemeinde  unter  sich  in  Veranlagungsbezirke  theilen  (The  new 
Clerkä  AmUmi,  Cmp.  42.  Tcm#  5).  Kach  Vollendung  dieaer  Arbeil 
wird  öffentlich  bekannt  gemacht,  dass  die  entworfenen  Steuerrollen  in  dem 
Bureau  eines  Steuerveranlagers  30  Tage  lang  zur  Einsicht  ofl'en  liegen. 
Während  dieser  Zeit  steht  es  Jedermann  firei,  sowohl  gegen  seine  eigene 
EinschStxung  als  gegen  die  seiner  Mitbürger  Einwmidnngen  an  arhebea. 
Nach  Ablauf  der  30  Tage  treten  die  Sleuerveranlager  zusammen  und  befinden 
als  Collegium  über  die  angebrachten  Beschwerden ,  welche  der  überwiegen- 
den Mehrheit  nach  bei  dieser  Stelle  erledigt  werden  (1725^26.  1968—71). 

Die  Hauptgrundlage  für  die  Einschätzung  ist  die  eigene  Angabe  des 
Steuerpflichtigen.  Der  Sleuerveranlager  ist  ermächtigt,  von  einem  Jeden 
Attdtunft  iiber  seine  Vermfi^ensverbältnisae  an  vwlangen:  Ober  die  Gegen- 
stände seines  Besitzes,  deren  Werth  und  seine  Yerbindlidikdten  (203S— 37). 
Macht  der  Steuerpflichtige  eine  solche  Angabe  unter  eidlicher  Versicherung 
ihrer  Bichtigkeil,  so  wird  er  demgemass  eingeschätzt.  Unterlässt  der  Steuer- 
pflichtige diMelbe  dagegen,  so  sdiMirt  der  Veranlager  den  vmkänfliebea 
Werth  der  Besitzesgegenstände  nach  bestem  Wissen  und  Gewissen  ein  (9%e 
$tew  Clerks  Assistant.  Taxes  Nro.  6). 

Bis  zum  1.  Octobw  müssen  die  berichtigten  Bollen  an  die  Aulsdier 
eingeschickt  werden,  welche  im  October  oder  November  zusammentreten, 
um  dieselben  schliesslich  festzustellen.  Sie  prüfen  die  von  den  Steuerpflichti- 
gm  gegen  die  Einachätziwgen  der  Veranlager  etwa  erhobenen  Beschwerden. 
Ea  kommt  nicht  selten  vor,  dass  die  Stenerpflichtigw  ea  vonidmi,  ihre 
eidlichen  Angaben  bei  den  Aufsehern  statt  bei  den  Veranlagern  zu  machen. 


i)  £s  ist  dabei  zu  bsnarken,  dass  die  Stadt  New  York  (sowie  andere  Städte)  an  die 
Spitse  ihrer  Finantverwsitung  daen  Beamten  gestellt  haben,  der  ebeaCslk  ComfiroHtr 
giuaaat  wML  Wir  wn«<^  dMüttae  Kfmineter  niawiav 
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Vehn  die  Yermöf enfrtMMnr 


jveil  sie  ihrer  nächsten  Umgebung  keine  tiefere  Einsfdit  in  ihre  Vemiftgens* 
läge  zu  geben  wünschen.  Die  Aufseher  berichtigen  dann  die  Einschätzung 
des  ReclamanteD  in  Gemassbeit  Miner  Angaben,  falls  sie  keinen  Grund 
haben,  die  GlanbwQrdigkeit  derselben  %n  bezweifeln  (1995^97). 

Im  Uebrigen  haben  die  Aufseher  mit  der  Individualveranlagung  der 
einadnen  GrandstOcke  und  Sleaerpflicbtigen  weniger  zu  tbun.  Die  meiaten 
Einwendungen  und  Bedenken  werden  innerhalb  der  Gemeinde  und  wt  dem 
CoUegium  der  Veranlager  erledigt.  Die  Einschätzungen  der  Yeranlager,  sofern 
dieselben  nicht  nach  den  eigenen  Angahen  des  Besitzers  gemacht  sind,  er- 
reichen der  R^l  nach  den  wtrlUtcben  Werth  niehti  so  dasa  Beschwerden 
dariiher  zu  den  Ausnahmen  gehören  (1729). 

Die  vornehmste  und  schwierigste  Aufgabe  der  Aufseher  ist,  die  Gleich- 
missigkeit  der  Eins^^tsut^  swüiehen  den  yersehiedenen  Gemein« 
den  herzustellen.  Zu  dem  Ende  sind  sie  ermichligt,  die  Gesammtein« 
Schätzung  einer  Gemeinde  (insbesondere  des  Grundeigenthums  daselbst)  zu 
et  höhen,  wenn  dies^heim  Vei^ieich  au  den  iibrigen  Gemeinden  zu  niedrig 
ausgefallen  ist.  Stellt  es  sieh  z*  B.  herans,  dass  in  einer  Gemeinde  der 
Acre  Land  (von  gleicher  Beschaiffenheit)  zu  15  Dollars  veranschlagt  ist,  in 
der  benachbarten  dagegen  zu  30 ,  so  können  die  Revisoren  die  Entscheidung 
treffen,  dass  die  Einschitzui^n  d^  eisten  Gemeinde  dnrdigehend  zn  tef^ 
doppeln  sind.  Zur  besondern  Behandlung  dieser  Aufgabe  wird  ein  Aus- 
schuss  niedergesetzt,  —  etwa  von  5  Mitgliedern,  je  nach  der  Grösse  der 
tofoehaft  —  weleher  4&t  Ansgleiebnogstussehuss  (tfutdizi»^  cem« 
mitiee)  genannt  wird.  Demselben  werden  die  Stenerrollen  sSmmtlicher  Ge~ 
meinden  zur  Prüfung  überwiesen,  und  die  Aufseher  der  einzelnen  Gemeinden 
-erscimnen  vor  demselben  als  Vertreter  dersdben  und  Vertheidiger  der  dort 
bewirkten  EinsebStzung.  Das  natärliehe  Streben  jedes  Aufsehers  gehl  dahin, 
eine  möglichst  niedrige  Einschätzung  seiner  Gemeinde  durchzusetzen,  und 
bei  dem  lebhaften  Widerstreit  der  Interessen  ist  die  ganze  Verhandlung,  wie 
man  begreift,  eine  sehr  ernste  Saehe  (a  esry  swere  Mlrt{ü^  1974— -1976). 

Die  Entscheidung  des  Collegiums  der  Aufseher  ist,  wie  bemerkt,  eine 
schliesslich e.  Ungleichheiten  der  Schätzung  zwischen  verschiedenen 
GralBiterfleii  anszugleicbmi ,  giebl  es  keine  weiteren  Mittel,  als  genante 
Bestimmungen  über  die  bei  der  Einschätzung  zu  beobstehtenden  GrundsitiEe 
von  Seilen  des  gesetzgebenden  Körpers  (2047). 

Eine  gleichmässige  Befolgung  dieser  Grundsätze  herbeizuführen,  sind 
der  FtnanzbehOrde  des  Staats  (dem  Complroller)  keine  Befugnisse  eingeriumt. 
Bei  der  Geringfügigkeit  der  Staatsabgabe  im  Vergleich  zu  der  Grafscbafls- 
nnd  Gemeindesteuer  mag  sieh  das  Bedürfniss  solch  einer  Befugniss  bisher 
nicht  geltend  gemacht  haben.  Der  Staafr  forderte  vor  dem  Jafare  fttr 
den  Zeitraum  von  20  Jahren  keine  Vermögenssteuer;  seitdem  erhebt  er  zur 
Deckung  eines  Deficit  nur  V2  pro  Mille  für  sich,  während  im  Ganzen  (mit 
Einschlttss  der  Gemeinde-  und  Grafschaftssteuern)  6--* 8  fn*o  Miile  da 
Schätzung  erhoben  werden  (1987).  Im  Uebrigen  iässl  die  Liebe  jzur  localen 
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SethslstSndigkeit  einen  Uebelstand  lange  ertragen,  ehe  man  der  Central- 
gewalt  einm  dieselbe  sehmilemdim  Eiaim  einriimen  mag. 

Wenn  die  Steuerrollen  geschlossen  sind  und  man  hiernach  den  Gesamml» 
betrag  des  steuerpflichtigen  Vermögens  kennt,  so  ermitteln  die  Aufseher, 
welche  Steuer  von  dem  kataatrirten  VermAgen  der  Schätzung  zur  Deckung 
des  Gesammtbedarfs  auszuschreiben  ist  (1743).  Denselben  wbrd  mitgetheill, 
sowohl  was  der  Staat,  als  was  die  Grafschaft  und  Gemeinde  nöthig  haben, 
nnd  es  ergiebt  sieh  hiemnch  leiehl,  welehe  Abgabe  -  wie  viel  p^a  MilU 
der  Schätzung  —  im  Ganzen  erhoben  wOTden  nuss.  Dies  vdti  auf  dmi 
Steuerrollen  bemerkt  und  darauf  dieselben  den  Sleuereinnehmern  (Co/- 
foeler«^  welche  Ton  den  Steuerveranlagern  verschiedene  Personen  sind, 
jedoch  gleichfalls  filr  jede  Gemeinde  und  fikr  jeden  Stadtbezirk  von  der 
Gemeindeversammlung  gewählt  werden)  mit  der  Anweisung,  wie  viel  von 
der  Gesammtsumme  sie  an  die  verschiedenen  Kassen  abzuliefern  haben,  zu- 
gefertigt.  Diese  Stenerrollen  dienen  den  Einnehmem  tngleich  znr  Vollmachl, 
die  Steuern  nölhigen  Falls  im  Wege  des  Zwanges  beizotreiben  (1754—2013). 

Was  die  Erfolge  der  Steuer  anbetrifft,  so  tritt  hier,  wie  überall  her- 
vor, dass  die Einaehätznng  des  arnndeigenthnmes  mit  griiaserer  Sicher* 
beit  bewirkt  wird,  als  die  des  beweglichen  Vermögens* 

Neben  den  Angaben  des  Besitzers  dienen  die  Kaufpreise  und  die 
Vergleichnng  mit  den  anliegenden  Grundstücken  zum  Anhallpunkte  der 
Schätzung.  Da  der  Besitz  des  Gmndeigentbnmes  in  Amerika  simBlteh  hinig 
wechselt,  und  die  Conlrole  der  Nachbarn  die  Berücksichtigung  aller  that- 
sächlichen  Verhältnisse  sichert,  überdiess  die  jährliche  Revision  der  Kataster 
nnd  der  Wechsel  der  Beamten  jede  Gelegenbrnt  nur  Entdeckung  und  Be* 
richtigung  vorgekommener  Versehen  bietet,  ist  wohl  wenig  Zweifel,  dan 
eine  gleichmässige  Schätzung  aller  Grundstücke  innerhalb  einer  Ge» 
mein  de  in  dem  gmi^fmidra  Grade  wreieht  wird. 

In  den  Städten  sind  bei  dem  Werthe,  welchen  äueh  kleinere  Grendi^ 
stocke  daselbst  bereits  haben,  ziemlich  sorgfältige  Verzeichnisse  und  genaue 
JUrtep  YeriMUKlett  (1718).  Auf  dem  Lande  ^d  verkommende  Ungenauig- 
keiten  dodi  auch  Ton  geringem  Einfluss. 

Wie  weit  zwischen  den  verschiedenen  Gemeinden  sich  Ungleichheiten  in  der 
Schätzung.^  trotz  der  Ibätigkeit  des  Aufsehercollegiums  behaupten ,  darüber 
liegen  Angaben  nicht  vor.  Da  jedoch  die  Grafsobaflsalenero  im  Veii^eieh 
zu  den  Gemeindesteuern  sehr  bedeutend  sind,  und  die  Entscheidung  det 
Aufseber  eine  schliessliche  ist,  fehlt  es  weder  an  dem  Antriebe,  noch  an 
den  Mitteln «  um  die  Gleichmässigkeit  der  Schäuung  herzustellen. 

Die  schwache  Seite  des  Systems  isl  die  Bestenemng  des  beweg  1i4>h«« 
Vermögens. 

Dass  dasselbe  sehr  viel  unvollständiger  ergriffen  wird ,  bezeugen  eben- 
sowohl die  Aussagen  einheimischer,  mit  diesen  Verbältnissen  durch  «in» 

jahrelange  Amlsthäligkeit  vertrauter  Männer  (1962.  1973.  2070),  als  die 
Thatsachen  «aibst.        persönUcbe  Yerntögc«  macht  noch  nicht  den  fünfu&n 
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Theil  der  GetaMintschätzung  aus  während  nach  dem  System  der  englineheii 
Einkaninieiisteiier  daa  bewegliclie 'Venn^ea  (mit  EiiMchliisa  daa  Betrieba* 

capitales  der  Pächter)  über  die  Hälfte  der  Gesammtsteuer  zur  Staatskasse 
beiträgt. 

Indeaa  nraaa  man  die  ameriluMiiBehe  Vemdf  eaaateuer  nicht  amroU  (oder 

doch  nicht  allein)  der  Einkommensteuer  im  engeren  Sinne,  sondern  zugleich 
auch  der  Grundsteuer  zur  Seite  stellen.  Sic  steht  zwischen  beiden 
und  «äbert  aich  der  Grundateaer  aoch  mehr  «U  der  EiakaBMneeatjroer.  Der 
letsteren  zeigt  aie  aich  niehst  dem,  daas  daa  Grandeigenthum  den  Überwte« 
gend  grösseren  Theil  des  Sleuereinkommens  heilrägl,  auch  darin  verwandt, 
daaa  das  Grundeigenthum  ohne  Rücksicht  auf  darauf  haftende  Schulden  be« 
ateoert  wird,  daa  Verm^f^,  welehea  in  Scbnldrordeniagen  auf  (hrundatileke 
besteht,  dagegen  gleichwohl  von  der  Besteuerung  nicht  ausgenommen,  Ein- 
kommen aus  Grundeigenthum  daher  in  gewisser  Ausdehnung  doppelt  beateuert 
i$l  (1877.  2027—29)*  IMeier  Paakt  iak  in  Amerika  aelbat  Gegeaatand 
vielfacher  Beachwerden  geworden.  Doch  iat  es,  aoweit  die  Nachrichten 
reichen,  bis  jetzt  dabei  geblieben.  Aus  welchen  Gründen,  ist  in  den  uns 
m  Gebote  atehenden  Quellen  nicht  näher  eiörtert,  und  waUcn  wir  mit  Be- 
atimnAkeit  anangehra  nicht  nntemdimen. 

Vielleicht  hat  man  gefunden,  dass  diese  anscheinende  Unbilligkeit  dem 
Wohlstand  der  Grundbesitzer  bis  Jetzt  keinen  weaentlichen  Eintrag  gethan 
hat)  md  ^wa  jeder  Verauch  einer  Vmbidenug  4m  SfHem  in  dieaem  PonlUe 
äi.aeinen  weiteren  Folgen  zu  ferneren  wesentlichen  Umgestaltungen  führen 
mfisste,  ohne  dass  das  Grundeigenthum  sich  scbliesslich  besser  gestellt  finden 
durfte.  GrundafttiUch  iat  daa  Grandeigentbam  bei  dieaem  $yatem  nicht 
ungünstiger  behandelt,  ala  bei  der  gleichseitigen  Erhebung  dner  Gmnd* 
und  Einkommensteuer,  wie  gegenwartig  in  Preussen,  Denn  bei  Veranlagung 
der  Einkommensteuer  wird  auf  die  von  dem  Grundbesitzer  gezahlte  Grund« 
ateuer  ebeufalla  ketoe  ftickmcbt  genemmra»  Die  doppelte  BelaMung  dea 
Grundeigenthumes  tritt  hier  also  für  den  Umfang  aebies  ganzen  Ertrages  und 
nicht  allein  für  den  Fall  und  innerhalb  der  Grenzen  seiner  Verschuldung 
ein«  Ob  daa  Gmndeigenthnm  praktiaeb  dmreb  die  Auabädung  eiuw  be» 
aondern  Gmnd*  und  Einkommensteuer  im  Vei^leicb  mit  einer  Vermögens- 
steuer gewinnt,  hängt  von  dem  Verhältnisse  der  Summe  ab,  welche  durch 


» 


i)  Der  Werth  du  Gr  uiid-£igeaihttmet  wurde  nach.  Jokium 

1848  geschätzt  auf  '  •   .  526,625.000  Doli. 

der  des  beweglichen  Vermofm  Mf    •   •   .   •   i25,663>000 

dar  VereBichlag  der  Gemmwterbauaag  des  VermSgent  betrag  daher  «99,268.1)60 

«od  wwrde  ttaeh  Bericbtiguag  der  ftoUen  festgesteUt  «nf   e5l>6ia,000 

Der  JbMricmm  Almanme  giebt  fulgende  Zahlen: 

^  .        ^  für  1848  4852 

Oabewti^diet  Verm^m   874,00iMN»  »ia»Oa(MK»  OeÜ* 

•awaglkbei  VermSgea   m.mm»  mjmjXO  „ 

727,000>000        U«68kOOO>OÜO  Doli. 
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4fe  Grandateoer  auf  der  einen  und  diii*ch  die  Einkommensteuer  (insbesondere 
vom  persönlichen  Erwerb  ünd  Yom  beweglichen  V^rmAfen)  auf  der  andern 

Seite  wirklich  aufgebracht  wird. 

Einer  ayatematiacben  Einkommenaleaer  aich  an  unterwerfen,  würden  die 
Amerikaner  indeaa  onerMglich  finden.    Bbenaowenig  würde  dm%  Grand<> 
cigenthum  dabei  gewinnen,  wenn  man,  um  die  doppelte  Besteuerung  der 
Hypotbekenachulden  au  vermeiden  —  auf  die  Besteuerung  des  beweglichen 
Vermögens  gana  Teral^^en  nnd  die  nd^tgen  Mittel  durch  eine  Grundatenw 
allein  aufbringen  wollte  —  wie  das  in  Beziehung  auf  die  Kealen  der  Coaa* 
nuinalverwaltung  in  England  bis  heut  zu  Tage  das  herrschende  System  ist. 

Die  Sbinme,  welche  im  Staate  Kew^York  durch  die  Vermögenssteuer 
im  Ganzen  erhoben  wird,  iat  ziemlich  erheblich  und  bllt  tintsu  Vergleich 
mit  dem,  was  in  europäischen  Staaten  durch  direcle  Steuern  erhoben  wird, 
eebr  wohl  ans.   Sie  betrag  bei  einer  Bevölkerung  von  2,600,000  Ew.  im 
Jahre  1848  (oder  nach  der  Zahlung  von  1850  tob  3,000,000  Ew.)  und  bei 
einem  Flächenraum  von  2295  geogn  Ouadraimeilen  för  de«  Staat,  die  Gr«f-> 
ecbaften  und  die  Gemeinden  zusammengenommen  (für  1852)  die  Summe  von 
ra^d  7^000;bC0  {Ammie.  Alm.  für  1854.  p.  254),  d.  i.  den  Dollar  au  1  Rlhlr. 
12  Sgr.  gerechnet,  von  9,800,000  Rttilr. 

Dagegen  bringen  die  Provinzen  Schlesien  und  die  Rheinprovinz ,  welche 
(jede  rar  aieh)  dem  SUate  New- York  an  BeTölfcerung  ziemlich  gleich  stehen. 
In  Grundsteuer  neeb  nieht  Vs  der  oben  an||refübrlen  Sanme  (nimlteh  reapective 
2,100,000  Rthlr.  und  2,250,000  Rthlr.)  und  auch  nach  Hinanrechnong  dea 
Ertrages  der  Klassen*  und  Einkommensteuer  (mit  rund  1,770,000  Rlhlr.  und 
1,700,000  Rthlr.)  »)  noch  sieht  Voll  4  MiUieneB  (eine  Jede)  auf-   Die  Pro- 
vinzen Preussen,  Posen  und  Pommern,  welche  cnsammenfenManea  es 
geographischer  Ausdehnung  dem  Staate  Wew-York  sehr  nahe  gleichkommen 
Bimlich  2288  geogr.  Q.M.  enthalten      und  ihn  an  Bevölkerung,  welche 
«ich  gegenwärtig  fast  genan  auf  5  MilL  Binwebnw  beltaft  —  mm  Zeil  aoch 
erheblich  übertreffen,  bringen  zusanuMn  auf 

an  Grnodateuer   .......    1,974,000  Rthlr. 

an  Massen--  nnd  BinkeannefHtener  2,836^000  « 

an  Gewerbesteuer   533,000    q  ^ 

an  dfareetea  Staataatenern  Summa  5,343,000  Rthlr. 
Aneb  naeb  Hinanredmnng  der  Smaine,  iRrelehe  im  Bdaofe  von  546^000  RtUr. 
durch  die  zu  dem  System  der  directen  Steuern  gewissermaaaen  gebftrrade 
MahU  und  Schlachtsteuer  an  den  nicht  klassensteuerpflichtigen  Orten  erhoben 
Wird,  erhöhet  aich  der  Betrag  der  Summe,  welche  in  den  genannten  Pro- 
vinzen durch  das  vereinigte  System  der  Grund-,  SlasMn-,  Einkomness 
Gewerbe-,  Mahl-  und  Schlachtsteuer  für  die  Staatskasse  erhoben  wird. 


1)  Diese,  sowie  die  folgenden  Angaben  über  die  preussischcn  StaatsverbSUniüe  stnd 
aus  den  Tabellen  und  Wacbricbtea  des  UatiÄtucbon  Bürcau's  zu  Berlin  für  das  Jahr  ib49. 
fid.  IV.  sntnomsuee» 
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indier  ent  mt  5,889,000  Rtblr.,  d.  i.  noch  nicht  ^3  der  Summe ,  welche  im 
Staate  New-Tork  darch  die  VermögenfSteiier  allein  anfgebrachl  wird. 
Allerdings  treten  in  den  preussischen  Provinzen  noch  die  directen  CommunaU 
(Gemeinde-,  Kreis-  und  Provinrial-)  Abgaben  hinzu,  über  deren  Betrag  wir 
leider  keine  vollsUndigen  ZosantmenatellnDgen  besitaen.  Doch  ergeben  die 
vorhandenen  Kachricbten  (in  den  Tabellen  de»  statiiliscben  Bfireaus  Bd.  IV. 

422— 429),  dass  die  in  den  Städten  und  auf  dem  platten  Lande  durch 
Stenern  aller  Art  (dtrecte  «nd  indirecte)  für  die  Gemeindebedürfnifse  auf- 
gebrachte Summe  in  den  5  Provineen  zusamroengenomflien  noch  nicht  voll 
;JV2  Millionen  Thaler  beträgt  —  nämlich  c.  IV2  Millionen  in  den  Städten 
und  1  MilUoB  aaf  dein  platten  Lande.    Die  Kreis-  und  Provinzialabgaben 
sind  zwar  hierunter  —  aoviel  ersichtlich  —  nicbt  mit  einbegriffien,  jedoeh 
sind  diese  notorisch  noch  sehr  geringfügig.    Auf  der  anderen  Seile  sind 
mster  den  in  Anwendnng  kommenden  Abgaben  auch  viele  indirecte ,  ins- 
besondere Verbraochsahgahen  von  Mehl,  Fleisch,  Brennmaterial  u.  dgl. 
und  Gebühren,  wie  Bürgerrechtsgelder,  Markt-  und  Standgelder  u.  s.  w. 
Uan  wird  daher  die  Summe  sämmtlicher  auf  directem  Wege  erhobenen 
Gemeindestenern  in  den  Provinaen  Posen,  Preussen  und  Pommern  ge- 
wiss nicht  höher  als  auf  2V2  bis  höchstens  3  Millionen  Rthlr.  anschlagen 
können,  was  mit  der  oben  angeführten  Summe  des  Aufkommens  an  directen 
Staatsatenern  snaammen  die  Summe  von  8-8V2  Millionen  Thaler  aus- 
machen würde ,  d.  i.  immer  noch  über  eine  MUlion  weniger  ak  dwreh  die 
Vermögenssteuer  im  Staate  New-York  aufgebracht  wird. 

Sonach  bringen  die  genannten  preussischen  Provinzen  bei  grösserer  Be- 
völkerung und  gleichem  Flichennnm  durch  ein  aehr  viel  künsUichere»  Steuer- 
system direct  noch  nicht  so  viel  auf,  als  der  Staat  New-York  durch  die 
:irem«genateaer  allein,  was  ein  hinreichender  Beweis  für  ihre  praciiscbe 
<Bnini^barkeit  ist 

Die  Erhebungs kosten  sind  nicht  von  grosaer  Bedentnng.  Sie 
belaufen  »ich  an  Vergütung  für  die  Steuererheber  (coUeetors)  auf  3  bis  5 
Die  Kosten  der  Veranhigiilig  (d.  i.  Remuneration  der  atgesaors  und  sujier- 
%nsors)  wurden  von  einem  Sachkundigen  noch  «nf  etwa  ^/a  tngoichlagen 
(2288—89).  Zusammen  würden  sich  die  Kosten  daher  auf  5—7%  be* 
laufen,  wobei  zu  ewigen,  daas  hier  keine  ierneriy»  Kosten  für  Anfertigung 
oder  Instandhaltung  des  Katasters  hinantreteo. 

Die  Steuerrückstände  sind  nach  der  Aussage  der  vernommenen  Zeugsp 

■gms  onerhoblich  (1761)* 

Aehnliche  Stenern,  wie  die  eben  beschriebene,  wenn  auch  mit  manr 
eben  Veränderungen,  bestehen  nach  allgemeinen  Veraidierungen  amerikani- 
tahltr  Bürger  in  allen  Staaten  der  Union  (2137)  ;  nach  ausdrücklichen  Angaben 
jedenfalls  in  den  bedenlenderen ,  wie  in  Massachusetts,  Wew-York,  Pensyl- 
vanien  ,  Ohio ,  Arkansas ,  Kentucky ,  Texas  u.  a.  W.  . 

Doch  fehlen  uns  nähere  Angaben  über  ihre  Durchfllhrung  im  Einzelnen. 
Kur  fiber  die  VermigeiiartM«  in  Texas  liegen  einige  Kacferigfeienxo»  e'»«?" 
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gewesenen  Staatssecretfir  (Minister)  daselbst  vor  ^j,  welche  in  vieler  Be- 
ziehung von  Interesse  sind.  Sie  «eigen  manche  nicht  unbedeutende  Ab- 
weichung, und  beweisen,  wie  die  Slcuerformen  in  den  Vereinigten  Staaten 
den  Verhältnissen  oder  auch  den  Begriffen  des  Volkes  entsprechend  ver- 
schieden ausgebildet  werden. 

Auch  dort  erheben  Staat ,  Grafschaft  nnd  Gemeinde  den  grOssten  Theil 
ihrer  Bedürfhisse  durch  eine  Steuer  vom  Eigenthum.  Der  wesentlichste 
Unterschied  gegen  die  Vermögenssteuer  in  Hew-York  besteht  darin ,  dass 
das  bewegliche  Vermögen  nach  denselben  Grundsätzen  behandelt 
nnd  zum  Theil  sogar  noch  höher  besteuert  wird,  als  des  unbewegliche. 
Dabei  ist  die  locale  Selbsteländigkeit,  und  selbst  die  persönliche  Freiheit 
des  Einzelnen  noch  vollständiger  gewahrt,  als  im  Staate  New-York. 

Jedermann  ist  verpflichtet,  ein  Vcrzeichniss  aller  in  seinem  Eigenthom 
befindlichen  Gegenstände,  -  der  beweglichen  wie  der  unbeweglichen  - 
anzufertigen  und  ihren  verkänflichen  Werth  -  bei  Kaufmannswaare»  den 
Einkaufspreis  —  dabei  anzugeben.  Die  Vollständigkeit  und  Richtigkeit  dieses 
Veraeichnisses  muss  er  auf  Pflicht  und  Gewissen  -  an  Eidesstatt  -  ver- 
sichern. Ist  der  Steuerbeamte  (hier  VeranUiger  und  Erheber  xugleich)  mit 
dem  angegebenen  Werth  nicht  einverstanden,  so  macht  er  seine  Einwendungen 
dagegen.  Können  beide  Theile  zu  keiner  Verständigung  kommen ,  so  wählt 
jeder  einen  angesessenen  Mann  der  Umgegend  xnm  Schiedsrichter,  und  wenn 
diese  beiden  sich  nicht  einigen  können,  so  ziehen  sie  noch  einen  drttten 
hinzu.    Die  EnUcheidung  der  Schiedsmänner  ist  schliesslich. 

Von  allen  in  »einem  BesiU  befindUchen  nnd  so  geschätzten  Gegenständen 
(mit  Ausnahme  einiger  ausdrücklich  von  der  Steuer  befireiten)  •-')  »ahlt  der 
E^enthömer  nach  ihrem  Werthe  eine  Quote;  gegenwärtig  (1850)  15  Cents 
ffir  je  hundert  Dollars.  Besteht  das  Eigenthum  in  Kaufmannswaaren ,  so 
werden  20  Cents  gezahlt.  Auf  Schulden  nnd  Verbindlichkeilen  wird  hierbei 
keinerlei  Rücksicht  genommen ,  bei  dem  Kaufmann ,  Handwerker  und  Fabri- 
kanten so  wenig  wie  bei  dem  Grundbesiteer  (2256-57.  2261-64).  Die 
»©genannte  Vermögenssteuer  ist  daher  vielmehr  eine  Steuer  von  aUen  oder 
den  meisten  Gegenständen  des  Besitzes  nach  ihrem  Werth.  Sie  entfernt 
sich  von  dem,  was  wir  die  Besteuerung  des,  einem  Jeden  gehörenden  Ver- 
mögens nennen  wfirden,  ziemlidi  bedeutend. 


1)  In  den  roebremilluiteii  B«fichU  d«s  ParliuneiilMUSschuMe«  «bsr  die  lAakmnum 

Steuer,  Vol.  I,  p.  ?58-274.  .  „  .         a  u 

2)  Im  Allgemeinen  <ind  alle  Gegenstände  von  Werth  besteuert,  ohne  Unterschied,  ob 
Ak  «•  EiiiM<ÄMn«i  «MrSliren  oder  aieht  Gnwdeigenthnm,  Vieh,  HausgerSth,  Wa«ren, 
anFZins  angelegtes  Capiul,  «ndi  Sklaven.  Ausgenonmea  siad  nar  die  Erzeugnisse  des 
Landbaues,  sobald  sie  in  erster  Hand  ciad.  o4»r  «amUtalbar  in  die  Hände  des 
C  0  n  s  u  m  e  n  t  e  n  gelangen.  Werden  sie  dagegen  an  einen  Kanfmann  vwrintsert  oder  sum 
Export  verladen ,  so  unterliegen  sie  der  Steuer.  Die  einheimischen  SlaaUpapiere  sind 
ausdrücklich  von  der  SVeiier  ausgenommen.  Auch  VermSgen.  wdches  Jeisand  *uye»toU> 
des  Staatsgebietes  bpsiut,  bleibt  von  der  Steuer  frei.  Elatomme«  aWsiAABi,  «.  B.^4lMk 
Arztes,  Advokaten  u.  s.  w.  wird  nicht  besteuert. 

ZeiUdur.  für  ätaaUw.  Iöä5.  Is  Heft.  IV 
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lieber  die  Vermögenssteuer 


Darüber,  wie  viel  durch  die  Sleuer  aufgebracht  wird,  findea  sich  keine 
Naebrichlen,  doch  aiod  die  Öffentlichen  Aasgaben  dort  noch  sehr  unbedeutend. 
Die  (Ks  Staates  werden   auf  nicht  mehr  als  80—100,000  Doli,  angegeben. 

Fassen  wir  die  Eigenthümlichkeiten  des  directen  Steuersystems  in 
Amerika^  wie  wir  es  insbesondere  im  Staate  New-York  näher  kennen  ge^ 
lernt  haben,  in  wenigen  Zügen  zusammen,  so  tritt  znnfichst  hervor,  dass 
die  Besleurung  des  G  r  ii  n d  eigen  th u m e s  bei  demselben  bei  Weitem  die 
Hauptsache  ist.  Das  steuerpflichtige  bewegliche  Vermögen  beträgt  noch 
nicht  ^/h  des  geschätzten  Grundvermögens.  Gerade  f&r  die  Besteuerung  des 
Grundeiirenthumes  mas;  das  Beispiel  Amerikas  lehrreich  für  uns  sein. 

Die  Einschätzung  desselben  geschieht  auf  eine  einfache,  wenig  Zeit  uud 
Mittel  erfordernde,  und  doch  dem  Zwecke  vollkommen  entsprechende  Weise. 
ISicht  nach  künstlichen  Taxprincipien,  Instructionen,  Bonitirungen ,  systema-* 
tischen  Vermessungen  und  Kartirungen,  die  einen  ungeheuren  Aufwand  von 
Kraft  und  Muhe  verursachen  nnd  im  günstigsten  Falle  nur  für  den  Augen- 
blick branchbar  sind,  nach  Ablauf  einiger  Jahrzehnte  dagegen  ihrem  Zweck 
sicher  nicht  mehr  entsprechen ;  sondern  nach  Anhaltspunkten  und  Thatsachen, 
welche  der  Verkehr  und  das  Leben  selbst  darbieten,  wie  der  käufliche 
Werth,  welche  in  jedem  Jahre  ohne  Schwierigkeit  nen  ermittelt  und  ent- 
weder  bestätigt  oder  nöthigenfalls  berichtigt  werden  können.  Nicht  durch 
eine  Beamtenhierarchie,  die  von  einem  Centrum  geleitet,  über  dem  Streben 
nach  Einheit  und  Gleichförmigkeit  die  besondern  Verhältnisse  und  £igen- 
thümlichkeiten  einer  Gegend,  eines  Ortes  oder  gar  eines  Gutes  nicht  beachten 
kann,  und  jedes  verwundete  Leben  vergebens  mit  Durchschnittszahlen  zu 
trösten  sucht.  Sondern  durch  eingesessene  Männer,  welche  mit  den  Ver- 
hältnissen jedes  einzelnen  Gutes  vollkommen  vertraut,  zugleich  unter  der 
Controle  ihrer  Mitbürger  stehend,  befähigt  und  genöthigt  sind,  ebensowohl 
das  öffentliche,  als  das  Privatinteresse  zu  berücksichtigen  und  zu  vertheidigeo. 

Die  An^hriHnrkeit  dieses  Systems  beruht  darauf,  dass  die  Anforderungen 
der  Gemeinde  und  der  Grafschaft,  d.  h.  der  Kreise,  innerhalb  deren  die 
mit  der  Einschätzung  beauftragten  Personen  die  zu  besteuernden  Grundstücke 
durch  eigene  Anschauung  kennen  lernen,  sie  unter  einander  TOi^leicbeii 
und  über  jedes  nöthigenfalls  ein  selbstständiges  IJrtheil  gewinnen  können,  in 
den  Vordergrund  treten  und  die  des  Staates  im  Vergleich  damit  uner- 
heblich sind,  mindestens  nicht  regelmässig  mit  drückender  Last  beschweren. 

In  Amerika  bedient  sich  der  Staat  der  Gemeinde,  um  die  etwa  fehlende 
Summe  für  seinen  Bedarf  zu  beschaffen  :  bei  uns  nimmt  umgekehrt  die  Ge- 
meinde die  Hülfe  des  Staates  in  Anspruch  und  erhebt  einen  beträchtlichen 
Theil  ihrer  Einnahmen  durch  Zuschläge  zu  den  Staatsstenern  tt»d  dnreh  die 
Hände  der  Staatsbeamten. 

£s  ist  sehr  bemerkenswertb ,  dass  gleichzeitig  in  einer  andern  Rich- 
tung der  Staat  den  Gemeinden  weniger  Frdheit  gestattet,  als  wir  dies 
thun.  Die  Art  und  Weise,  wie  die  Gemeinden  die  ihnen  nöthigen  Mittel 
aulbriogeu  sollen,  bestimmt  der  Staat.   Gr  erlässl  die  Gesetze,  wie  das 
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Vermögen  zu  besteuern,  welche  Gegenstande  und  nach  welchen 
Grundsätzen  dieselben  eimasehitBett  sind«   Bei  uni  gestallet  der  Staat 

den  Gemeinden  (unter  Genehmignng  der  Verwaltungsbehörde)  tu  bestimmen, 
ob  sie  ihre  Bedürfnisse  durch  Zuschläge  zur  Klassen-  oder  zur  Grundsteuer 
erheben,  in  welcher  Weise  sie  die  Zuschläge  modiflcireii,  ob  aie  lieher  eine 
Einkommensteuer,  oder  eine  anderweite  Einscbitznng  des  Gmndeigenthnmei 
beschliessen  wollen  u.  s.  w.  Bei  dem  Servis  begnügt  sich  der  Staat  sogar, 
iftr  seine  eigenen  Zwecke  eine  bestimmte  Summe  von  jeder  Stadt  nach 
historischen  Verhältnissen  und  Erwägungen ,  die  vor  eniem  halben  JiArhundert 
Platz  griffen,  zu  verlangen;  er  überlässt  ihr  gänzlich,  ob  sie  dieselbe  auf 
directem  oder  indirectem  Wege  aulbringen  will  Genug,  in  Amerika  ist  die 
Gemeinde  unabhängig  in  Beziehnng  auf  die  Verwaltung  —  auf  die  Ana« 
fuhrung  der  Gesetze,  —  sie  ist  nicht  unabhängig  in  Beziehung  anf  den 
Erlass  von  Gesetzen,  mindestens  nicht  bei  Steuerangelegenheiten. 

Den  erforderlichen  Grad  der  Siaatseinheit  sucht  mm  mcht  durch  die 
Hierarchie  der  Verwaltungsorgane,  sondern  durch  die  Vereinigung  der 
gesetzgebenden  Gewalt  in  einer  Hand  zu  sichern.  Bei  uns  ist  um- 
gekehrt die  Gemeinde  in  Verwaltnngsangelegenheiten  nicht  nur  Oberall  von 
der  Entscheidung  der  Staatsbehörden  abhängig,  sondm  Gemeindeangelegen- 
heiten werden  zum  grossen  Theil  sogar  unmittelbar  von  Staatsbeamten  wahr- 
genommen. In  der  Gesetzgebung  dagegen  (auf  dem  Gebiete  der  Besteuerung) 
räumt  man  den  Gemeinden  eine  grosse  Autonomie  ein.  Allem,  nm  Misi- 
brauche  und  Verlrrungen  zu  vermeiden,  ist  man  nun  getoöthigt,  sie  auch 
in  dieser  Beziehung  unter  die  Controle  der  Verwaltung  zu  sielten.  So 
wird  das  ttecht,  die  Art  und  Wmse  der  Steuervertheilnng  %n  heschlieaaen, 
zu  einem  Gegenstande  der  Verwaltung  anstatt  einer  der  wichtigsten  Acte 
der  Gesetzgebung  zu  sein.  Aus  der  scheinbaren  Autonomie  der  Gemeinden 
wird  in  Wahrheit  ein  fast  unbeschränktes  Besteuerungsrecht  der  Verwaltungs- 
behörden Ulr  Communalzwecke. 

Da  die  UnSelbstständigkeit  des  Gemeindelebens  so  allgemein  als  eine 
Hauptkrankbeit  unserer  öffentlichen  Verhältnisse  betrachtet  wird,  und  man 
es  so  allgemehi  als  eine  Aufgi^  nnserer  Zeit  ansieht,  den  Gemeinden  wieder 
zur  Unabhängigkeit  und  zu  eigenthümlichem  Leben  zu  verhelfen ,  wird  die 
nähere  Eenntniss  der  amerikanischen  Zustände  ^auch  von  dieser  Seite  her 
nützlich  sein  können.  Wir  lernen  daraus  einige  der  Bedingungen  kennen, 
auf  denen  die  wahre  Selbstständigkeit  der  Gemeinden  bemht|  und  enineh« 
men,  worin  sie  nicht  zu  suchen  ist. 

Berlin. 


Dr.  C.  6.  biMU 


